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ZUSAMMENFASSUNG

Als neues EU-Klimaschutzziel wurde 2021 eine Min-
derung der Treibhausgase bis 2030 um 55 Prozent
gegenuber dem Jahr 1990 beschlossen. Diese Ver-
scharfung um 15 Prozentpunkte ist eine Reaktion auf
das Pariser Klimaschutzabkommen. Sie erfordert von
allen EU-Mitgliedstaaten, ihre nationalen Ziele deut-
lich hoher zu stecken; Deutschland hat sein Klima-
schutzgesetz bereits angepasst. Obgleich sowohl die
EU als Ganzes als auch die Bundesrepublik Deutsch-
land ihre Ambitionen nun spurbar erhdhen, sind ihre
Beitrage noch deutlich davon entfernt, die Erderwar-
mung in einem ertraglichen Rahmen zu halten. Das
gilt insbesondere auch fur die bislang bekannten
Umsetzungsplane. Doch selbst um diese Ziele zu
erreichen, bedarf es enormer Anstrengungen. Soll-
ten die Minderungspfade tatsachlich wie geplant
beschritten werden, so sind neue und komplexe
Konflikte um materielle Ressourcen und Flachen zu
erwarten — und naturlich um Verteilungsgerechtig-
keit.

Fur die Industrie bedeuten die gesetzten Ziele, zum
Teil auch die Plane der EU-Kommission zu ihrer
Umsetzung im «Fit for bb»-Paket, dass eine Zeiten-
wende anbricht, wie sie im Bereich der Energiewirt-
schaft bereits im Gange ist. Der Wechsel nicht nur der
Brennstoffe, sondern auch der Roh- und Hilfsstoffe
hin zu erneuerbaren Energien (vor allem in der Che-
mie- und der Stahlindustrie) erfordert vielfach vollig
neue Produktionsmethoden und teilweise auch neue
Geschaftsmodelle. Dabei spielt der Staat als Regula-
tor und Mitfinanzier dieses Wandels eine immer gro-
Rere Rolle. Das im Zuge des russischen Uberfalls auf
die Ukraine angekundigte hohere Tempo der Dekar-
bonisierung, um sich mittelfristig vor allem von fos-
silen Gaslieferungen unabhangiger zu machen, kann
den Gesamtprozess beschleunigen. Solch ein Klima-

schutz-Booster ware auch notwendig, um die Min-
derungspfade in Ubereinstimmung mit den Klima-
schutzzielen von Paris zu bringen. Ob sich diese Ziele
mit dem herrschenden Wachstumsmodell erreichen
lassen, ist allerdings fraglich.

Die Rahmensetzung des Staates und seine Unter-
stUtzungsleistungen fur Unternehmen, wie sie von
diesen machtvoll eingefordert werden, werden seit
Monaten in der Bundesregierung und auf diversen
nachgelagerten Stakeholder-Plattformen diskutiert.
Dagegen bleiben langerfristig wirkende Konzepte der
sozialen Absicherung des Wandels noch vielfach im
Nebel. Das muss sich andern, soll ambitionierte Kli-
maschutzpolitik nicht scheitern.

Diese Ubersichtsarbeit stellt die wichtigsten derzei-
tigen und kunftigen klimapolitischen Rahmenbedin-
gungen fur die Industrie auf Ebene der Europaischen
Union und Deutschlands vor. Im Zentrum stehen
dabei das «Fit for bb»-Paket der EU-Kommission, hier
vor allem die Vorschlage zur Reform der CO,-Beprei-
sung (einschlieRlich ihres historischen Missbrauchs)
sowie die EU-Plane zur Verhinderung von tatsachli-
chem oder vermeintlichem «Carbon Leakage» zum
Schutz der heimischen Wirtschaft. Mit Blick auf die
Bundesrepublik werden das deutsche Klimaschutz-
gesetz und die Plane der Ampelregierung zu den fur
die deutsche Industrie besonders relevanten Berei-
chen der Energiewirtschaft und des Verkehrs unter-
sucht. Dabei werden Verteilungs- und Gerechtigkeit-
saspekte betrachtet.

Die Untersuchung ist Teil des von der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung geforderten und von dem gemeinnut-
zigen Verein Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts-
politik unterstutzten Projekts «Sozial-okologische
Transformation der deutschen Industrie», in dessen
Rahmen sieben weitere Studien entstanden sind.



1 EINFUHRUNG

Nach dem Pariser UN-Klimaschutzabkommen von
2015 soll die Erderwarmung auf deutlich unter 2 Grad
Celsius, moglichst auf 1,5 Grad gegenuber dem vor-
industriellen Niveau begrenzt werden. Angesichts der
galoppierenden Erderwarmung (2021 global bereits
plus 1,1 Grad) und der mittlerweile untbersehba-
ren gravierenden Folgen fur Mensch und Natur for-
dert eine weltweit agierende Klimaschutzbewegung
von den Regierungen, endlich substanzielle Schritte
im Kampf gegen den Klimawandel und fur sozial
gerechte Ubergdnge zu unternehmen.

Die Europaische Kommission hat im Sommer ver-
gangenen Jahres regulative Vorschlage unterbreitet,
wie das Pariser Klimaschutzabkommen umzuset-
zen sei. Im Juli 2021 wurde der erste Teil des «Fit for
55»-Pakets veroffentlicht (Europaische Kommission
2021a). Grundlage dafur war das schon Monate fru-
her politisch beschlossene und im Juni 2021 recht-
lich verabschiedete neue EU-Klimaziel, die Treib-
hausgase (THG) bis zum Jahr 2030 um 55 Prozent'
gegenuber dem Jahr 1990 zu mindern und bis zum
Jahr 2050 Klimaneutralitat zu erreichen (Europaische
Kommission 2021b). Diese neuen Zielmarken sind
der Beitrag der EU zum Ambitionssteigerungs-Me-
chanismus des Pariser Abkommens. Danach waren
die in Paris eingereichten freiwilligen nationalen Kli-
maschutzbeitrage (Nationally Determined Contribu-
tions — NDCs) im Jahr 2020 zu aktualisieren oder neu
einzureichen.

Die Verscharfung um 15 Prozentpunkte erfordert nun
von allen EU-Mitgliedstaaten, ihre nationalen Ziele
deutlich hoher zu stecken. Gleichzeitig verhandeln
die Staaten voraussichtlich noch bis Sommer 2023
die weitere Ausgestaltung des «Fit for bb»-Pakets bis
zur endgultigen Verabschiedung der einzelnen Ver-
ordnungen und Richtlinien — und damit die zentralen
Rahmenbedingungen dafur, die hoheren Klima-
schutzziele in den verschiedenen Sektoren der Volks-
wirtschaften Europas umzusetzen.

In Deutschland zwang im letzten FrUhsommer eine
erfolgreiche Klage von Klimaaktivist*innen vor dem
Bundesverfassungsgericht die Bundesregierung
dazu, das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) bereits
vor den Bundestagswahlen zu novellieren (Witt
2021). Nunmehr 65 Prozent Klimagasminderung bis
2030 gegenuber 1990 statt urspringlich 55 Prozent,
Klimaneutralitat bis 2045 statt 2050 und ein Minde-
rungspfad in Jahresscheiben nun auch fur die Zeit
nach 2030 sind die wichtigsten Anderungen, die
zugleich das neue EU-Klimaschutzziel antizipieren.

Die somit Uber den europaischen Vorgaben liegenden
Zielstellungen Deutschlands durften sich vor allem
aus der Berucksichtigung der «Einheitsdividende» im
Klimaschutz erklaren. Der Zusammenbruch der ost-
deutschen Wirtschaft nach der Wiedervereinigung
fUhrte nach einer Studie im Auftrag des Umweltbun-
desamtes Anfang der 1990er-Jahre netto (also auch
unter Berucksichtigung zusatzlicher Emissionen
Westdeutschlands zur Teilversorgung Ostdeutsch-
lands) zu zusatzlichen Treibhausgaseinsparungen
von jahrlich 104 Millionen Tonnen CO,-Aquivalent
(Eichhammer et al. 2001). Fur den gesamten Klima-
schutzerfolg seit 1990 ergibt das einen «Osteffekt»
von rund 23 Prozent der bis heute erzielten THG-Ein-
sparungen —die der Bundesrepublik historisch in den
Schol fielen.

Obgleich sowohl die EU als Ganzes als auch Deutsch-
land ihre Ambitionen nun spurbar erhohen, sind auch
die neuen Ziele — und vor allem die bislang von der
Bundesregierung benannten Umsetzungsstrate-
gien —noch deutlich entfernt von einem klimagerech-
ten Beitrag, die Erderwarmung in einem ertraglichen
Rahmen zu halten. Umweltverbande und DIE LINKE
etwa fordern fur die EU 65 bis 70 Prozent Minde-
rung, fur die Bundesrepublik 70 bis 80 Prozent sowie
jeweils eine frihere Klimaneutralitat (BUND 2021;
WWF 2021; LINKE 2021). Die Grinen forderten
Vergleichbares noch vor der Bundestagswahl 2021
(Bindnis 90/Die Griinen 2021). Doch selbst wenn nur
die bereits gesetzlich fixierten neuen Ziele erreicht
werden sollen, stehen die Mitgliedstaaten vor enor-
men Herausforderungen. So musste eine wirklich
klimagerechte Politik den fraglos notwendigen Struk-
turwandel in der Energieversorgung und der Indus-
trie, bei Gebauden, in der Mobilitat und in der land-
wirtschaftlichen Produktion so ausgestalten, dass er
sich zugleich okologisch und sozial vollzieht. Vor dem
Hintergrund einer sozial schon jetzt tief gespaltenen
Gesellschaft und einer genuin profitorientierten Wirt-
schaftist das eine gewaltige Aufgabe.

Die Lage verscharft sich zusatzlich durch die Folgen
der volkerrechtswidrigen Invasion Russlands in die
Ukraine. Um weniger abhangig von russischen Erd-
gaslieferungen zu werden, ist es notwendig, den Erd-
gaseinsatz vor allem im Warmebereich zugig zu redu-
zieren. Gerade die Erhohung der Energieeffizienz im
Gebaudebereich und die Umstellung auf erneuerbare
Energien fur den Restwarmebedarf (vor allem durch
effiziente Warmepumpen) sind aber vergleichsweise
teure und technisch wie mietrechtlich vorausset-

1 Dasentsprache knapp 53 Prozent Minderung, wirde die Anrechnung sogenannter Senken im maximal geschatzten Umfang stattfinden (eine

mogliche Bindung von CO2 durch Landnutzungsanderungen).



zungsvolle Prozesse. Um Verdrangungsgefahren fur
Mieter*innen vorzubeugen, mussten sie vom Staat
massiv sozial flankiert werden.

Uberdies sind die in EU und Deutschland rechtlich
vorgegebenen THG-Einsparmengen so hoch, dass
die in den letzten Jahrzehnten tatsachlich erreichte
absolute Entkopplung? von THG-Emissionen (im
Sinne eines absolut sinkenden Ausstof3es) und wirt-
schaftlichem Wachstum (siehe Abbildung 1) an ihre
Grenzen stoRen konnte (Oko-Institut 2020). Dies gilt
erst recht fur Paris-kompatible Minderungsszenarien,
die zusatzliche Einsparungen erfordern wurden. Ver-
gleichbares lasst sich fur den Einsatz von Rohstoffen
vermuten, fur den bislang noch keine absolute Ent-
kopplung stattgefunden hat. In der Bundesrepublik
liegt beispielsweise der Primarrohstoffeinsatz heute
Uber dem Niveau des Jahres 2000 (UBA 2022).

Abbildung 1: CO,-Emissionen der EU27 und
GroRbritanniens seit 1990 und Reduktionsziele

Quelle: Janson 2021

Im weltweiten Malstab ist keine abso/ute Entkopp-
lung von globalem Wirtschaftswachstum und THG-
bzw. CO,-Emissionen zu verzeichnen. Der Ausstol}
von Klimagasen stieg bis Mitte des letzten Jahrzehnts
fast ungebremst an und verharrt seitdem auf einem
hohen Plateau. Der CO,-Gehalt der Atmosphare
kennt ungeachtet aller Klimaverhandlungen ohnehin
nur eine Richtung: ansteigend. Global hat es zudem
nicht einmal eine relative Entkopplung von wirtschaft-
lichem Wachstum und materiellem FuRabdruck (ent-
spricht der globalen Rohstoffgewinnung) gegeben —
beides wachst eng proportional.

Abbildung 2: Beziehung zwischen dem globalen
materiellen FuRabdruck (Global MF), dem
globalen Anstieg der CO,-Emissionen infolge
der Verbrennung fossiler Brennstoffe und von
Industrieprozessen (Global CO, FFI) und dem
globalen BIP (Global GDP)

Quelle: Wiedmann et al. 2020

Nach einer im Jahr 2020 veroffentlichten Metastudie
ist es hochst unwahrscheinlich, dass eine absolute
Entkopplung vom Wirtschaftswachstum, wie sie bei
Treibhausgasen in der EU und in Deutschland statt-
gefunden hat, in naher Zukunft breiter auftreten wird,
schnell genug auf globaler Ebene und fur andere
Umweltauswirkungen (Wiedmann et al. 2020). Denn
erneuerbare Energien, Elektrifizierung, Technologien
zur Kohlenstoffabscheidung und auch Dienstleistun-
gen hatten samtlich einen eigenen Ressourcenbe-
darf, meist in Form von Metallen, Beton und Land.
Steigender Energiebedarf und Kosten der Ressour-
cengewinnung, technische Einschrankungen und
Rebound-Effekte verscharften das Problem.
Esistdemnach unklar, ob und mit welchen Instrumen-
ten sich die beschriebenen Kopplungen dauerhaft
auflosen lassen und absolute Minderungen erreich-
bar sind, bis hin zu einer vollstandig dekarbonisierten
Gesellschaft und einem nachhaltigen Ressourcenver-
brauch. Gelingt dies aber nicht, so stinde das kapita-
listische Wachstumsmodell als Ganzes infrage.

In der Bundesrepublik wurden die fur die Erfullung
des deutschen Beitrags zum EU-Klimaschutzziel
erforderlichen Treibhausgasminderungen im Bun-
des-Klimaschutzgesetz verankert (BMJ 2021), und
zwar in Jahresscheiben zunachst bis 2040 fir jeden
Sektor aulRer dem Energiesektor. Letzterer unterliegt
dafur dem kunftig weiter reduzierten Klimagasbud-
get des EU-Emissionshandels (siehe Tabelle 1, S. 19).
Sollte dieser zwingende und zweifellos herausfor-

2 Von 1990 bis 2020: steigendes BIP der EU um 62 Prozent, in Deutschland um 110 Prozent, gleichzeitig Minderung von Treibhausgasemissionen der EU
um 25 Prozent, in Deutschland um 40 Prozent; siehe Européische Kommission 2020 sowie Statista 2021.



dernde Minderungspfad — der mit Blick auf die Erder-
warmung dennoch nicht ambitioniert genug ist — tat-
sachlich beschritten werden, so werden neue und

komplexe Konflikte um verbleibende materielle Res-
sourcen und Flachen zu erwarten sein —und naturlich
um Verteilungsgerechtigkeit.

2 DAS «FIT FOR 55»-PAKET IM INDUSTRIEPOLITISCHEN KONTEXT

2.1 VORSCHLAGE FUR NEUE
EU-VERORDNUNGEN UND -RICHTLINIEN

Am 14. Juli 2021 veroffentlichte die EU-Kommission
Vorschlage fur acht zu andernde und vier neu zu ver-
abschiedende EU-Verordnungen?® bzw. -Richtlinienim
Rahmen des ersten Teils des «Fit for bb»-Pakets (Euro-
paische Kommission 2021a). Am 15. Dezember 2021
folgte Teil 2 mit den Vorschlagen eines Gas-/\Wasser-
stoffpakets sowie zur Gebaudeeffizienz-Richtlinie
(EPBD) (Europaische Kommission 2021¢, 2021d).
Die Co-Gesetzgeber (Rat und EU-Parlament) beschaf-
tigen sich nun in den folgenden etwa zwei Jahren

damit, bis es schliefRlich zur Verabschiedung der

gegebenenfalls geanderten Entwdirfe kommt.

Die fur den Umbau der Industrie wichtigsten Ele-

mente des «Fit for 55»-Pakets durften folgende Vor-

schlage sein:

— die Neufassung der Richtlinie fur das bereits exis-
tierende EU-Emissionshandelssystem fur die Sek-
toren Energiewirtschaft, Industrie und Luftfahrt
(EU Emissions Trading System — EU-ETS 14) (Euro-
paische Kommission 2021e) einschliellich der
Anderungen am System der Markstabilitatsreserve
(Europaische Kommission 20211);

Abbildung 3: «Fit for 55»-Paket (Teil 1) der EU-Kommission, Marz 2021 (Ubersicht)

Quelle: Europaische Kommission 2021qg

3 Verordnungen sind im EU-Recht unmittelbar fir die Mitgliedstaaten geltendes Recht, wéhrend EU-Richtlinien Umsetzungsrechtsakte auf Ebene der

Mitgliedstaaten erfordern.

4 Die nummerierten Abkurzungen EU-ETS 1 und EU-ETS 2 sind vergleichsweise neu in der politischen und wissenschaftlichen Debatte. EU-
ETS 2 bezeichnet die vorgesehene Einflihrung eines zusatzlichen, vorerst separaten EU-Emissionshandelssystems flr die Sektoren Verkehr und
Gebaudewarme, wahrend mit EU-ETS 1 das seit 2005 bestehende EU-Emissionshandelssystem fir die Energiewirtschaft und die Industrie gemeint ist.



— das geplante neue EU-Emissionshandelssystem
fur die Sektoren StralRenverkehr und Gebaude
(EU-ETS 2) (Europaische Kommission 2021e);

— die Verordnung zur Einfuhrung eines geplanten
Grenzausgleichsmechanismus fur Kohlenstoff
(Carbon Border Adjustment Mechanism — CBAM)
(Europaische Kommission 2021g);

— die Neufassung der EU-Klimaschutzverordnung fur
jene Sektoren, die nicht dem EU-ETS 1 unterliegen
(auch genannt Climate Action Regulation — CAR
oder Effort Sharing Regulation — ESR) (Europaische
Kommission 2021h);

— die Neufassung der Erneuerbare-Energien-Richtli-
nie (RED) (Europaische Kommission 2021i);

— die Neufassung der Richtlinie Gber Energieeffizienz
(Energy Efficiency Directive — EED) (Europaische
Kommission 2021j);

— die Uberarbeitung der EU-Energiesteuerrichtlinie
(Europaische Kommission 2021k);

— die Anderung der Verordnung zur Festlegung von
CO,-Emissionsnormen fur Pkw und Nutzfahrzeuge
(Europaische Kommission 20211);

— die Uberarbeitung der Richtlinie iiber den Aufbau
der Infrastruktur fUr alternative Kraftstoffe (Europai-
sche Kommission 2021m);

— der strategische Rollout-Plan zur Unterstutzung
einer schnellen Bereitstellung der Infrastruktur fur
alternative Kraftstoffe (Europaische Kommission
2021n);

— der Rahmen zur Dekarbonisierung der Gasmarkte,
zur Forderung von Wasserstoff und zur Verringe-
rung der Methanemissionen (Europaische Kom-
mission 20210, 2021p).

Im Folgenden werden fur den Zweck dieser Studie die
Vorschlage zum EU-ETS 1 und zum CBAM genauer,
die Rechtsakte zum StraflRenverkehr kursorisch
betrachtet.

2.2 AUFTEILUNG DER NEUEN EU-ZIELE

Die neuen, deutlich ambitionierteren Klimaziele im «Fit
for bb»-Paket sind entsprechend der bisherigen Archi-
tektur auf europaischer Ebene zweigeteilt. Ausgehend
vom neuen gesetzlich fixierten Klimaschutzziel von
55 Prozent THG-Minderung bis 2030 gegenuber 1990
erhalt nach den Kommissionsvorschlagen zum einen
der EU-Emissionshandelsbereich ein neues Min-
derungsziel (Energiewirtschaft und Industrie sowie
Luftverkehr und kunftig auch Schifffahrt — ETS-1-Be-
reich). Zum anderen erhalten jene Sektoren, die nicht
dem EU-ETS 1, sondern der EU-Klimaschutzverord-
nung unterliegen, ein neues gemeinsames Einspar-
ziel (Gebaudewarme, Verkehr ohne Schifffahrt und
Luftverkehr, Landwirtschaft, Abfall sowie kleinere
Energie- und Industrieanlagen — Non-ETS-1-Bereich).
Die Zielstellungen sollen erhoht werden fur den ETS-
1-Bereich von 43 auf 61 Prozent und fur den Non-ETS-
1-Bereich von 30 auf 40 Prozent THG-Minderung,
beides bis zum Jahr 2030 im Vergleich zum Basisjahr
2005. Wahrend das EU-ETS-1-Ziel entsprechend der
Wirkungsweise des EU-Emissionshandels europa-
isch gilt, wird das gemeinsame Non-ETS-1-Ziel mit
der EU-Klimaschutzverordnung auf nationalstaatliche
Ziele aufgeteilt. Die Bundesrepublik musste nach die-
ser Verordnung ihre Emissionen bis 2030 gegenUber
2005 um 50 Prozent statt um 38 Prozent mindern.

Der Regelungsbereich des EU-ETS 2, den die EU-Kom-
mission ab 2026 fur die Sektoren Strafdenverkehr und
Gebaude neu einfuhren will und der ein eigenes Kli-
maziel von 43 Prozent THG-Minderung gegenuber
2005 bekommen soll, Uberschneidet sich folglich in
ebendiesen beiden Sektoren mit dem Regelungs-
bereich der EU-Klimaschutzverordnung. Dies ist vor
allem darin begrindet, dass die meisten EU-Mitglied-
staaten® bislang Widerstand gegen den Kommissi-
onsvorschlag leisten, die Emissionen des Stralsenver-
kehrs und der Gebaude in einen Emissionshandel zu

Abbildung 4: «Fit for 55»-Aufteilung der neuen EU-Klimaschutzziele

Quelle: Eigene Darstellung

5 Nur Deutschland und Danemark streiten gegenwartig fir das EU-ETS 2.



Uberflhren. Erklartes Fernziel der Kommission ist es
dagegen, das EU-ETS 2 in das klassische EU-ETS 1
einzubeziehen. Somit wirde die EU-Klimaschutzver-
ordnung gegebenenfalls Uberflissig werden. Das
EU-ETS 2 ist demnach nur fir den Ubergang geplant,
also nur zeitweise vom EU-ETS 1 getrennt. Im Ubri-
gen handelt es sich beim EU-ETS 2 vorerst um einen
sogenannten Upstream-Ansatz. Die Abgabepflicht
trifft hier nicht die Emittenten wie beim EU-ETS 1,
sondern die Inverkehrbringer von Brennstoffen.®

2.3 REFORM DES EU-EMISSIONSHANDELS
FUR ENERGIEWIRTSCHAFT UND INDUSTRIE
(EU-ETS 1)

Einfuhrung, Kurzdarstellung

Mit dem «Fit for b5»-Paket wird die Richtlinie neu
gefasst, die das bereits existierende EU-Emissions-
handelssystem regelt (EU-ETS 1). Hierbei wird auch
das mitdem EU-ETS 1 verbundene System der Markt-
stabilititsreserve geandert, das ungenutzte Uber-
schusse an Emissionsberechtigungen aus vergan-
genen Handelsperioden” abbauen und zugleich neue
Uberschiisse verhindern soll.

Das bereits 2005 gestartete EU-Emissionshandelssys-
tem fUr die Sektoren Energiewirtschaft und energiein-
tensive Industrie (seit 2012 auch flr den innereuropai-
schen Luftverkehr), in das kiinftig auch die Schifffahrt
aufgenommen werden soll, deckt heute circa 40 Pro-
zent der EU-Gesamtemissionen ab. Nach dem Willen
der Mitgliedstaaten ist es das zentrale europaische Kli-
maschutzinstrument. In ihm werden die Emissionen
von europaweit rund 11.000 Anlagen erfasst.

Diese Anlagenbetreiber erhalten ein begrenztes
Budget an Emissionsrechten — teilweise kostenlos,
teilweise Uber Versteigerungen zu erwerben —, mit
denen sie untereinander handeln konnen. Jedes
Frahjahr muss jeder Anlagenbetreiber so viele Emissi-
onsrechte an den Staat abgeben, wie dessen Anlage
im Vorjahr tatsachlich CO, oder andere Treibhausgase
freigesetzt hat. Ziel des Systems ist es modellhaft,
Treibhausgase dort zu reduzieren, wo es am preis-
gunstigsten ist. Die europaweit begrenzte Menge
ausgegebener Emissionszertifikate soll dabei garan-
tieren, dass die politischen Klimaschutzziele einge-
halten werden. Der sich am Markt bildende CO,-Preis
setzt fUr die beteiligten Unternehmen Anreize, ihre
Treibhausgasemissionen zu reduzieren.

©O© 00 ~N®»

Das reale EU-ETS 1 hatte allerdings die langste Zeit
seines Bestehens so gut wie keine mindernde Wir-
kung auf den Umfang der Kohleverstromung oder
den CO,-Ausstol’ von Industrieanlagen (siehe spe-
ziell zu Letzterem auch den folgenden Abschnitt):
Infolge massiven Drucks aus der Wirtschaft war das
sogenannte Cap (die THG-Gesamtobergrenze) aus
Klimaschutzsicht zu wenig ambitioniert und wurde
das Regelwerk des EU-ETS aufgeweicht. In der Folge
gaben die staatlichen Stellen haufig mehr Emissi-
onsberechtigungen (European Union Allowance,
EUA) an Anlagenbetreiber aus (an Industriebetriebe
Uberdies weitgehend kostenlos anstatt per Auktion?),
als tatsachlich CO, emittiert wurde. Parallel fluteten
anrechenbare Billigzertifikate von vermeintlichen
Klimaschutzprojekten aus dem globalen Stden und
aus Osteuropa den EU-Emissionshandelsmarkt.® Die
Mehrheit dieser Auslandsprojekte bot kaum zusatzli-
chen Klimaschutz im Vergleich zu einer Entwicklung
ohne dieses System (Witt/Moritz 2004). Dennoch
konnten Anlagenbetreiber in der EU diese faulen
Zertifikate lange zur vermeintlichen Erfullung ihrer
Minderungspflichten im EU-ETS 1 einsetzen. Die
langerfristigen Auswirkungen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2008/09 trugen ebenfalls zu Uberschiis-
sen bei. In der Summe lagen zeitweise europaweit
2,6 Milliarden EUA ungenutzt auf Konten der Anla-
genbetreiber. Diese gewaltige Menge Uberstieg das
CO,-Budget des EU-ETS 1 eines ganzen Jahres. In
der Folge brachen die CO,-Preise auf wenige Euro pro
Tonne CO; ein, rein betriebswirtschaftlich rechnete
sich realer Klimaschutz lange Zeit kaum.

Das System wurde Uber die Zeit jedoch mehrfach
reformiert. Die Uberschisse wurden und werden
schrittweise abgebaut, neue «faule» Zertifikate dur-
fen nicht mehr ins EU-ETS 1. In den letzten zweiein-
halb Jahren sind die CO,-Zertifikatspreise durch diese
Reformen deutlich angestiegen und haben im Ener-
giesektor tatsachlich zum Klimaschutz beigetragen.
Ein CO,-Zertifikat kostete nicht mehr nur b Euro je
Tonne CO,, sondern 25 bis 40 Euro, zuletzt gar um die
80 Euro." In der Folge ging die Rentabilitat vor allem
von alteren, ineffizienten Braunkohleanlagen dras-
tisch zurlck bis zur zeitweiligen Unwirtschaftlichkeit.
Sie wurden deshalb haufiger zugunsten emissionsar-
merer Gaskraftwerke heruntergefahren. Infolge des
weltmarktbedingten Anstiegs der Gas- und Steinkoh-
lepreise stiegen Ende des Jahres 2021 auch die GroRR-
handelspreise fur Strom drastisch an. Dadurch wurde

Analog zum System des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) in Deutschland.

Erste Handelsperiode 2005-2007 (Pilotphase); zweite Handelsperiode 2008-2012; dritte Handelsperiode 2013-2020; vierte Handelsperiode 2021-2030.
Dies flihrte zu leistungslosen Extraprofiten der Industrie in Milliardenhohe.

Es geht um folgende Emissionsgutschriften aus UN-Prozessen: Certified Emission Reductions (CER) aus gemeinsamen CDM-Projekten

(Clean Development Mechanism, CDM) im globalen Stiden und Emission Reduction Units (ERU) aus gemeinsamen JI-Projekten (Joint

Implementation, JI) in Osteuropa.

10 Soder Stand von Ende Marz 2022. Expert*innen flhren diese hohen EUA-Preise zum Teil auch auf spekulativen Handel zurtick, der sich von realen

Knappheiten am Emissionshandelsmarkt entfernt hat.



vor allem die Braunkohleverstromung wieder renta-
bler. Analysen (Oko-Institut 2022) gehen aber davon
aus, dass Stilllegungsanreize und d6konomischer
Druck auf Braunkohlekraftwerke spatestens ab 2024
wieder deutlich zunehmen werden, sollten sich die
Erdgas- und Steinkohlepreise wieder auf dem Ubli-
chen Niveau bewegen."

Zentral bei der Reform des EU-ETS 1 ist es, die Emis-
sionsobergrenzen (Caps) der emissionshandelspflich-
tigen Sektoren an das um 15 Prozentpunkte erhohte
THG-Minderungs-Gesamtziel der EU fur das Jahr
2030 anzupassen. Die Kommission schlagt dafur
eine einmalige Senkung der Obergrenze vor, die sie
aber noch nicht quantifiziert hat. Damit soll der Start-
punkt far den Reduktionspfad dieser Handelsperiode
naher an die (niedrigeren) realen Emissionen im Jahr
2021 herangefuhrt werden («Rebasing»). Nach dieser
Absenkung soll ferner der jahrliche lineare Kirzungs-
faktor des THG-Gesamtbudgets im EU-ETS 1 von
2,2 Prozent pro Jahr auf 4,2 Prozent fast verdoppelt
werden. Insgesamt plant die EU-Kommission fur 2030
ein um 18 Prozentpunkte hoheres Reduktionsziel fur
das EU-ETS 1.

Das sich letztlich daraus ergebende reduzierte
Gesamtbudget des EU-ETS 1 ware seinerseits wie-
der aufzuteilen in die THG-Budgets der Energiewirt-

schaft, der Industrie, der Luftfahrt? und des nach den
Vorschlagen der EU-Kommission neu hinzukommen-
den Sektors Seefahrt (fur den das Budget entspre-
chend erhoht wird).

Vom derzeitigen Gesamt-Cap (2021 rund 1,6 Mrd.
EUA™) werden europaweit 40 Prozent der Emissions-
rechte kostenlos zugeteilt, vor allem an die Industrie.
Der Rest wird, abgesehen von einem kleinen Sicher-
heitspuffer (3 Prozent) und einer Wachstumsreserve
(2 Prozent), auktioniert, vor allem an die Energiewirt-
schaft, die, wiederum abgesehen von Ubergangsre-
geln fUr einige osteuropaische Staaten, keine kosten-
losen Zuteilungen erhalt.

Ein Einnahmeanteil von 5 Prozent der unionsweiten
Menge an Zertifikaten wird fur einen Modernisie-
rungsfonds verwendet, der die Energiewende von
Mitgliedstaaten mit einem Bruttoinlandsprodukt
(BIP) pro Kopf von weniger als 65 Prozent des Unions-
durchschnitts (gemessen im Zeitraum 2016-2018)
finanzieren soll. Ferner finanzieren 3 Prozent der Zer-
tifikate einen Innovationsfonds, der Entwicklungen
auf dem Gebiet von Technologien und Prozessen mit
geringem CO,-Ausstol fordern soll, «einschlief3lich
umweltvertraglicher CO,-Abscheidung und -Nutzung
(CCU)» sowie Produkte, die CO,-intensiv hergestellte
Produkte ersetzen konnen.

Abbildung 5: Zusammensetzung des Caps in der 4. Handelsperiode
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Quelle: Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) 2021

11 Diese Analysen entstanden vor dem Einmarsch Russlands in die Ukraine. Ob die Erdgaspreise bis 2024 tatsachlich wieder auf ein «Ubliches Niveau»
fallen werden, ist ungewiss. Gegebenenfalls mussten ordnungsrechtliche Instrumente zum Einsatz kommen, um die Kohleverstromung bis zum Jahr

2030 zu beenden.

12 Berlcksichtigt sind grundsatzlich alle Flige, die innerhalb des Européaischen Wirtschaftsraums (EWR) starten oder landen (full scope).
13 Mengenreduktionen wegen des EU-Austritts Grof3britanniens sind bereits berlcksichtigt.
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Das neue EU-ETS 1 soll nach den Vorschlagen der
EU-Kommission auch im Industriebereich starker
steuernd wirken und weniger Mitnahmeeffekte aus-
l6sen. Der lineare Reduktionsfaktor im Gesamt-Cap
wird, wie erwahnt, von 2,2 auf 4,2 Prozent pro Jahr
angehoben, was auch zu einem permanent sinken-
den Industriebudget an Emissionsrechten fuhrt.
Zudem wird die Auktionsmenge einmalig abgesenkt.
Dazu soll die kostenlose Zuteilung von Emissions-
rechten an die Industrie schrittweise abgebaut wer-
den, die zu massiven Fehlsteuerungen gefuhrt hat
(siehe auch den nachsten Abschnitt). Die EU-Kom-
mission will sie zwischen 2026 und 2035 jahrlich um
10 Prozentpunkte bis auf 0 Prozent absenken und die
zusatzlichen Auktionseinnahmen dem Innovations-
fonds des EU-ETS zufthren.

Gleichzeitig sollen die ungenutzten Uberschiisse an
Emissionszertifikaten aus vergangenen Handelspe-
rioden weiter abgebaut werden. Um das strukturelle
Ungleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage
bei Zertifikaten im Markt zu beheben, wurden bereits
seit 2018 Zertifikate zurtickgehalten, und eine soge-
nannte Marktstabilitatsreserve wurde eingerichtet.
Ubersteigt die Zahl der innerhalb des EU-ETS 1 in
Umlauf befindlichen Uberschissigen Zertifikate die
Obergrenze von 833 Millionen EUA, so wird eine
Menge, die 24 Prozent dieser Zertifikate entspricht,
von der Menge der zu versteigernden Zertifikate
abgezogen und in die Reserve eingestellt. Fallt die
Gesamtzahl der in Umlauf befindlichen Zertifikate
hingegen unter die Untergrenze von 400 Millionen
EUA, werden bis zu 100 Millionen Zertifikate aus der
Reserve an die Mitgliedstaaten freigegeben und zu
den Mengen der zu versteigernden Zertifikate addiert.
Das System fuhrte zu einer ersten Stabilisierung der
CO,-Preise im EU-ETS 1. Nunmehr sollen die immer
noch vorhandenen ungenutzten Uberschiisse an
Emissionszertifikaten weiter abgebaut werden; bis-
lang nur zeitweise eingefuhrte Mechanismen dafur
werden beispielsweise verstetigt; in der MSR befind-
liche Uberschiisse wiederum werden endgiiltig
geldscht, wenn sie eine gewisse Menge Uberschrei-
ten.

All diese Anderungen werden — so sie beschlossen
und umgesetzt werden — den CO,-Preis im EU-ETS 1
voraussichtlich weiter nach oben treiben. Die
EU-Kommission strebt einen CO,-Preis an, der sich
zwischen dem Niveau von rund 50 Euro und 85 Euro
pro Tonne CO, bewegen soll (BBH 2021). Analyst*in-
nen (PIK 2021) sehen infolgedessen das wirtschaft-
liche Aus fur die Kohle bereits gegen 2030 und nicht
erst 2038 bzw. gegebenenfalls 2035, wie im deut-
schen Kohleausstiegsgesetz (BMJ 2020) verankert.
Ahnlich schatzte es die frilhere Bundesumweltminis-
terin Svenja Schulze (SPD) ein (Reuters Staff 2021).
Ob es dazu kommt, hangt allerdings wesentlich vom
Ausbautempo fiir Okostromanlagen ab. Ist es zu nied-

rig, so konnten Stromengpasse zu derart hohen Grof3-
handelspreisen fur Strom fuhren, dass Kohlekraft-
werke trotz hoher CO,-Preise wieder rentabel Strom
verkaufen konnten. Parallel besteht stets die Gefahr,
dass externe Entwicklungen wie Wirtschaftskrisen
oder das Platzen von Spekulationsblasen die CO,-
Preise im EU-ETS 1 zusammenbrechen lassen. Die
Ampelkoalition von SPD, Grinen und FDP, die den
Kohleausstieg laut Koalitionsvertrag «idealerweise»
auf 2030 vorziehen will, erwagt darum zur Absiche-
rung einen nationalen Mindestpreis von 60 Euro pro
Tonne CO, fur EU-ETS-1-pflichtige Emissionen.

Eine Studie (Matthes 2021) des Oko-Instituts im
Auftrag der Umweltorganisation WWF kommt zum
Ergebnis, dass die von der EU-Kommission ange-
dachten Reformen noch nicht ausreichen, um eine
Paris-kompatible EU-ETS-1-Reform zu ermoglichen
sowie den Aufbau erneuter Uberschiisse im System
sicher zu verhindern. Neben einem EU-ETS-1-Ziel mit
65 bis 70 Prozent niedrigeren Emissionen bis 2030
(unter dem Basisniveau von 2005) mussten dazu
neben den bisherigen Uberschiissen auch die Aus-
wirkungen der Covid-19-Pandemie auf die CO,-Emis-
sionen starker berucksichtigt werden. Erforderlich
seien dafur unter anderem eine ambitioniertere Kom-
bination von zeitlich frihem Rebasing und einer star-
keren Anhebung des linearen Reduktionsfaktors, eine
weitergehende Reform der MSR zur Beseitigung der
historischen Zertifikatsuberschusse sowie die Festle-
gung eines in der Zeit steigenden CO,-Mindestprei-
sesimEU-ETS 1.

Im Rahmen der parlamentarischen Beratungen
des Pakets hat der zustandige Berichterstatter zum
Thema Emissionshandel dem Umweltausschuss des
EU-Parlaments am 14. Januar 2022 einen Berichts-
entwurf vorgelegt, der Anderungsvorschldge zum
Kommissionsvorschlag enthalt (Liese 2021). Er fuhrt
nach Einschatzung von Umweltverbanden allerdings
zu keiner Verbesserung fur den Klimaschutz in Bezug
auf das Ambitionsniveau des EU-ETS 1, macht dafur
aber etliche neue Ausnahmen fur die Industrie, die de
facto dazu fUhren wirden, dass der Minderungspfad
weniger anspruchsvoll sei als von der Kommission
vorgeschlagen.

Bislang kaum Lenkungswirkung des EU-ETS 1

in der Industrie

Die grofRten Mankos des EU-ETS 1 im Industriesektor
bestehen bislang zum einen in der kostenlosen Zutei-
lung von Emissionsrechten (im Energiesektor wur-
den sie seit Beginn der dritten Handelsperiode 2013
Uberwiegend versteigert) und zum anderen darin,
dass die Industrieanlagenbetreiber lange Zeit sehr
grofdztgig mit diesen Zertifikaten bedacht wurden. In
der Folge gab es fur die Industrie zumindest aus dem
EU-Emissionshandel kaum Anreize, auf klimafreund-
lichere Produktionsverfahren umzusteigen. Zudem
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wurden die aktuellen Marktpreise der ursprunglich
kostenlos bezogenen Zertifikate teilweise auf die Pro-
duktpreise umgelegt und so leistungslose Extrage-
winne generiert.

Im Zuteilungsverfahren fur die kostenlosen Zertifikate
werden Produkt-Emissionswerte zugrunde gelegt
(sogenannte Benchmarks). Diese definieren, wie viel
CO,-Aquivalent bei der Herstellung einer Tonne Pro-
dukt (z. B. einer Tonne Stahl) die 10 Prozent der effizi-
entesten Anlagen der Branche emittieren. Je weniger
die Emissionen einer bestimmten Anlage von die-
sem Produktbenchmark abweichen, desto weniger
Zertifikate muss ein Unternehmen fur diese Anlage
zukaufen. Die Zuteilungsmenge fur eine Anlage wird
uber die Multiplikation des jeweiligen Benchmarks
mit der historischen Produktionsmenge der konkre-
ten Anlage berechnet und (seit 2021, dem Start der
laufenden vierten Handelsperiode) jahrlich um einen
Minderungsfaktor von 2,2 Prozent gekulrzt. Zudem
werden in der vierten Handelsperiode auch die
Benchmarks selbst im Zeitablauf verscharft, um dem
technischen Fortschritt Rechnung zu tragen.

Im Regelfall sollte die Industrie ihre Zertifikate aller-
dings uber die so ermittelte Zuteilung nur teilweise
kostenlos erhalten, der Rest ware bei Auktionen
zu ersteigern gewesen oder am Sekundarmarkt zu

erwerben. Der Anteil der kostenlosen Zuteilung fur
die Industrie hatte von 80 Prozent im Jahr 2013 auf
30 Prozent im Jahr 2020 sinken sollen. In der vierten
Handelsperiode soll sie nach geltendem Recht bis
2025 anteilig noch 30 Prozent des Benchmarkwer-
tes betragen, von 2026 bis 2030 wird dieser Anteil
schrittweise auf 0 Prozent abgesenkt.

Dieses komplizierte Regelwerk mit nur anteiliger
Gratiszuteilung wurde in der Realitat allerdings zur
absoluten Ausnahme. Denn in der dritten und vierten
Handelsperiode fielen bzw. fallen 97 bzw. 94 Prozent
der Emissionsmenge in der emissionshandelspflich-
tigen Industrie unter eine sogenannte Carbon-Leaka-
ge-Liste (CL-Liste) (Europaische Kommission 2021r).
Bei Anlagen dieser Liste wird die Gefahr einer Verla-
gerung ihrer Produktion ins Ausland gesehen. Nach
dem System erhalten solche Anlagen eine weitge-
hende Vollzuteilung (bezogen auf die ermittelte Emis-
sionsmenge bei effizienter Produktion, siehe oben).
Carbon Leakage tritt nach Definition der EU-Kommis-
sion dann auf, wenn Unternehmen in bestimmten
Industriesektoren oder Teilsektoren aus klimapoli-
tischen Grinden die Produktion in andere Lander
transferieren oder Importe aus diesen Landern gleich-
wertige, aber weniger THG-emissionsintensive
Produkte ersetzen. Das kdnnte weltweit zu einem

Abbildung 6: Carbon-Leakage-Schutz im jetzigen System

Quelle: BMU 2018
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Anstieg der Gesamtemissionen fuhren. Eine Unter-
suchung des Berliner Ecologic Institute (Gorlach/Zell-
jadt 2019) kommt allerdings zu dem Ergebnis, dass
zusatzliche Netto-Emissionen nur dann auftreten,
wenn ein Land, in das Produktionsvolumen verlagert
wird, ein schwaches System zur ErfGllung seiner im
Rahmen des Pariser Abkommens abgegebenen Ver-
pflichtungen hat (sogenannte QELRO, d. h. quantifi-
zierte Emissionsobergrenzen und Reduktionsziele).
Denn die verlagerten zusatzlichen Emissionen stun-
den in Konflikt mit den nationalen Klimaschutzzielen
und mussten in dem Land an anderer Stelle ausgegli-
chen werden, was bei einer starken Klimapolitik dazu
fuhre, dass sich der globale Ausstol3 nicht erhoht.
Gleichwohl durfte es eine sinnvolle Politik sein, die
Verlagerung von Produktionsanlagen und Emissio-
nen aufgrund von unterschiedlich hohen umweltpo-
litischen Ambitionen von Staaten bzw. Regionen zu
verhindern. Dafur spricht nicht nur, dass es viele Staa-
ten mit einem schwachen QELRO bzw. Umsetzungs-
defiziten gibt, auch industrie- und arbeitsmarktpoliti-
sche Grunde liegen auf der Hand.

Der Schutz vor Carbon Leakage war entsprechend
das Hauptargument fur eine Vielzahl von Privilegie-
rungen der Industrie nicht nur im Emissionshandel,
sondern in Deutschland beispielsweise auch bei der
EEG-Umlage, den Netzentgelten, der KWK-Umlage
oder der Okosteuer. Zudem gehért die Bundesrepu-
blik zu jenen elf Staaten, die die in der EU vorgese-
hene zusatzliche Moglichkeit einer Kompensation
emissionshandelsbedingter Strompreissteigerungen
fUr die Industrie nutzen. Umweltverbande, DIE LINKE
und Bdndnis 90/Die Grunen kritisieren hier seit Jah-
ren, dass der Umfang der Industrieprivilegien in kei-
nem adaquaten Verhaltnis zu den tatsachlichen Car-
bon-Leakage-Risiken stehe.

Bei der Festlegung der Zuteilungsmengen im Rah-
men des EU-ETS 1 konnte die Industrie mit dem Car-
bon-Leakage-Argument ihre Interessen gegenuber
der Politik vor allem in den ersten drei Handelsperio-
den in einem erheblichen Mal3e durchsetzen. EU-weit
kam es in der Folge zu einer massiven Uberausstat-
tung der Industrie mit Emissionsrechten. In der drit-
ten Handelsperiode (Daten bis 2019) entstand sie vor
allem bei Eisen und Stahl, Zellstoff/Papier, Zement,
Chemie und Keramik (Europaischer Rechnungshof
2020). Zum Teil groRztgige Benchmarks, Unklarhei-
ten bei den Produktionsmengen und naturlich die
oben erlauterte Zuordnung fast aller Anlagen zur Liste
der von Carbon Leakage gefahrdeten Sektoren gelten
als wesentliche Ursachen.

In der Bundesrepublik kam dadurch im Durchschnitt
Uber die zweite und dritte Handelsperiode (2008-
2020) faktisch eine Benchmark-unabhangige Voll-
ausstattungfurdie Industrie zustande (DEHSt 2020a),
was entsprechend geringe Klimaschutzanreize setzte
und leistungslos erzielte Extragewinne ermaoglichte

(sogenannte windfall profits, siehe dazu den fol-
genden Abschnitt sowie Abbildung 7). Das traf vor
allem fur jene Bereiche zu, bei denen eine deutliche
Uberausstattung zu verzeichnen war (etwa Eisen und
Stahl mit plus 29,2 Millionen EUA).

Die geringen Anreize aus dem EU-ETS 1 hatten kli-
mapolitische Folgen: Die Emissionen der deutschen
energieintensiven Industrie insgesamt anderten
sich in den Jahren 2013 bis 2018 kaum, sie lagen
jeweils zwischen rund 123 und 126 Millionen Ton-
nen CO,-Aquivalent. Erst 2019 — im letzten Jahr vor
Corona —sanken sie erstmalig mit 119 Millionen Ton-
nen unter das Niveau von 2013. Damit ergibt sich eine
Minderung von lediglich insgesamt 4 Prozent inner-
halb dieser sechs Jahre (DEHSt2020a).

Der Europaische Rechnungshof Ubte deutliche Kri-
tik an Umfang und Verfahren der kostenlosen Zutei-
lung an den Industriesektor und die Luftfahrt (Euro-
paischer Rechnungshof 2020). Er bemangelte unter
anderem, dass die CL-Liste der EU fur die einzelnen
darin aufgefuhrten Sektoren keine unterschiedlichen
Grade des Risikos der Verlagerung von CO,-Emissio-
nen festlegt, sondern alle gleichrangig behandelt. Im
Vergleich dazu werde in den Emissionshandelssys-
temen, die etwa in Kalifornien oder der kanadischen
Provinz Quebec gelten, eine CL-Liste verwendet,
auf der die Sektoren in Kategorien mit hohem, mitt-
lerem und geringem Risiko einer Verlagerung von
CO,-Emissionen eingeteilt sind. Auf diese Zusam-
menhange hatte 2018 bereits eine Analyse des
Umweltbundesamtes hingewiesen (Graichen et al.
2018). Zudem stellte der Europaische Rechnungshof
fest, dass die Anzahl der zugeteilten kostenlosen Zer-
tifikate nicht von der Fahigkeit der Branchen, Kosten
weiterzugeben, abhing und dass die kostenlose Zutei-
lung von Zertifikaten nicht sehr gezielt erfolgte.
Aufgrund der strengeren Zuteilungsregeln der lau-
fenden vierten Handelsperiode mussen mittlerweile
auch viele der unter die CL-Liste fallenden Industrie-
unternehmen Emissionsberechtigungen kaufen.
Allerdings ist das nicht unzumutbar. Denn die Aukti-
onierung von Emissionszertifikaten war urspringlich
als Regelfall gedacht, die kostenlose Zuteilung nur als
(befristete) Ubergangslésung fiir vermeintlich oder
tatsachlich von Carbon Leakage bedrohte Industrie-
sektoren. Die nun anstehende Reform des EU-ETS 1
will diese Ubergangslésung mit einer Kombination
aus dem Abbau der kostenlosen Zuteilung und dem
Aufbau eines Grenzausgleichsmechanismus zum
CL-Schutz schrittweise beenden (siehe Kapitel 2.4 zu
CBAM).

Bei der Bewertung der in der zweiten und dritten
Handelsperiode aufgelaufenen Uberschiisse ist zu
beachten, dass Anlagenbetreiber in der zweiten
Handelsperiode neben den «normalen» Emissions-
berechtigungen (EUA) auch die bereits oben ange-
fuhrten Projektgutschriften aus dem Ausland (CER/
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ERU aus CDM-/JI-Projekten) fur die Abgabe ver-
wenden konnten, und zwar im Umfang von 22 Pro-
zent ihrer ursprunglichen jahrlichen EUA-Zuteilung.
Ungenutzte Anspruche blieben in der Regel auch in
der dritten Handelsperiode bestehen. Anlagenbetrei-
ber ohne Altanspruch konnten grundsatzlich CER/
ERU bis zu einer Hohe verwenden,' die 4,5 Prozent
ihrer gepruften Emissionen in der dritten Handelspe-
riode entsprach. Da die Preise fur Projektgutschrif-
ten immer deutlich unterhalb des Preisniveaus von
EUA lagen, entspannten die Nutzungsanspruche in
beiden Handelsperioden die Zuteilungssituation bei
den betroffenen Anlagen zusatzlich — es entstanden
EUA-Polster, die bis heute verwendet werden kon-
nen, oder auch zusatzliche Einnahmen bei der Verau-
Rerung von Uberschiissen.

Windfall profits — leistungslose Extraprofite

der Industrie aus dem EU-ETS 1

Bei den anstehenden Umstellungen auf klimafreund-
liche Produkte, Techniken und Technologien fordert
die Industrie massive staatliche Unterstutzung. Vor
diesem Hintergrund lohnt ein naherer Blick auf die
Gewinne, die die Industrie bislang leistungslos aus
dem EU-ETS 1 erzielen konnte. Auch die Forderun-
gen nach angemessenen Gegenleistungen der Indus-
trie flr die Inanspruchnahme offentlicher Mittel bzw.
nach staatlichen Beteiligungen lassen sich so besser
beurteilen.

Nach einer Analyse des Beratungsunternehmens
CE Delft im Auftrag der Organisation Carbon Market
Watch (Amaral 2021) hat die energieintensive Indus-
trie in Europa von 2008 bis 2019 leistungslos bis zu
50 Milliarden Euro an Extraprofiten infolge der kos-

Abbildung 7: Windfall profits jener Industriesektoren in der EU, die zwischen 2008 und 2019
am meisten von der kostenlosen Zuteilung im EU-ETS 1 profitierten.

Billion = Milliarde
Quelle: Carbon Market Watch 2021

14 Technisch wurden CER/ERU entsprechend den gestatteten Quoten umgetauscht in EUA, was noch bis zum 30.4.2021 méglich war. In der vierten
Handelsperiode ist eine Nutzung von CER/ERU im EU-ETS 1 generell nicht mehr erlaubt, siehe DEHSt 2020b.
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tenlosen Zuteilung von Emissionsberechtigungen
realisieren konnen. Die Sektoren, die am meisten pro-
fitierten, seien Eisen und Stahl, Raffinerien, Zement
und Petrochemie. Den Grolfsteil der Gewinne hatten
Unternehmen in Deutschland, Frankreich, Italien und
Spanien erwirtschaftet.

Die Genehmigungen fur die freie Umweltverschmut-
zung stellten ein Marktversagen innerhalb des EU-ETS
dar, da die externen Kosten der Kohlenstoffverschmut-
zung nicht internalisiert wirden. Unternehmen hatten
keinen Anreiz, ihr Handeln zu andern, die Blrger*innen
trugen die Kosten der Klimaauswirkungen. Zugleich
verzichteten die EU-Regierungen durch die Erteilung
kostenloser Verschmutzungsgenehmigungen auf Ver-
steigerungseinnahmen, die fur weitere Klimaschutz-
malnahmen hatten ausgegeben werden konnen.

Die windfall profits wurden laut Studie Uber drei Quel-
len folgendermalf3en erzielt: Erstens hatten die Unter-
nehmen die kalkulativen Kosten (Marktpreise) — der
allerdings frei bezogenen Emissionsberechtigungen —
teilweise in den Produktpreis weiterverrechnet, der
von den Endverbraucher*innen bezahlt wird. Daraus
resultierten beispielsweise windfall profits im Eisen-
und Stahlsektor in Hohe von 12 bis 16 Milliarden Euro
und bei Raffinerien in Hohe von 7 bis 12 Milliarden
Euro. Zweitens seien den meisten Unternehmen zu
viele kostenlose Emissionsberechtigungen zugespro-
chen worden. Die Uberschiisse hatten sie gewinn-
bringend am Markt verkaufen konnen, zum Beispiel
im Zementsektor in Hohe von 3,1 Milliarden Euro und
in der Petrochemie in Hohe von 600 Millionen Euro.™
Drittens hatten Unternehmen zur Erreichung ihrer
Ziele gunstigere internationale Offsets aus den flexi-
blen Mechanismen des Kyoto-Protokolls erworben
(bis 2020 moglich). In der Folge konnten sie verblei-
bende kostenlose Zertifikate gewinnbringend am
Markt verkaufen, zum Beispiel im Eisen- und Stahl-
sektor (850 Millionen Euro), bei Raffinerien (630 Milli-
onen Euro) und Zement (610 Millionen Euro).

2.4 DER GRENZAUSGLEICHSMECHANISMUS
(CBAM)

Die EU-Kommission will die Gratiszuteilung fur die
Industrie, wie erlautert, schrittweise reduzieren, auch
um windfall profits zu verhindern. Dieses Abschmel-
zen kostenloser Zuteilungen stehtim Zusammenhang
mit einem neuen Instrument, das ab 2026 eingesetzt
werden soll: dem Grenzausgleichsmechanismus
(Carbon Border Adjustment Mechanism — CBAM,
siehe auch Studie «Wettbewerb im Treibhaus» von
Thomas Fritz innerhalb dieses Studienpakets).

Die Funktionsweise des CBAM lasst sich so zusam-

menfassen: Auf importierte Waren aus dem Nicht-

EU-Ausland wird eine CO,-Abgabe erhoben, um so

Wettbewerbsunterschiede zwischen Produkten von

heimischen Produzenten, die dem EU-ETS 1 unter-

liegen, und denen von vergleichbaren auslandischen

Produzenten, die einer anderen oder gar keiner

CO,-Bepreisung unterliegen, auszugleichen.

Die Kommission begrtindet den neuen Schutzmecha-

nismus folgendermalfien:

— Infolge der ETS-Reform sei mit einem weiteren
Anstieg der CO»-Preise im EU-ETS 1 zu rechnen.

— Gleichzeitig sei aufgrund des geringeren Umfangs
von kostenlosen EUA (allein infolge der Senkung
der Emissionsobergrenze) auch fur Industrieunter-
nehmen keine Vollzuteilung mehr moglich.

— Die kostenlose Zuteilung schwache das CO,-Preis-
signal im Vergleich zur vollstandigen Versteigerung
und solle darum schrittweise abgebaut werden.®

— Insgesamt steige durch die Reformen fur die Indus-
trie die Gefahr des Carbon Leakage, der mit dem
CBAM zu begegnen sei.

Nach dem Vorschlag der EU-Kommission fur eine
kinftige Verordnung sollen in den CBAM zunachst
nur folgende Sektoren (mit vergleichsweise hohem
CL-Risiko und Produktionsumfang) einbezogen wer-
den, wobei das Endziel eine breite Produktabdeckung
sei: Zement, Elektrizitat, Dungemittel, Eisen und
Stahl, Aluminium (Europaische Kommission 2021g).
Der CBAM soll mit einer Einfuhrungsphase (dem
sogenannten Phase-in) in den Jahren 2023 bis 2025
beginnen, in der von den Importeuren Meldungen
abgegeben, aber noch keine Zahlungen geleistet wer-
den mussen. Der Zeitraum von 2026 bis 2034 (und
daruber hinaus, aber noch nicht mit Regeln unterlegt)
wird mit Zahlungsverpflichtungen belegt.

Reziprok zur schrittweise abnehmenden Gratiszutei-

lung von EUA an die Industrie soll die Wirkung des

CBAM schrittweise aufgebaut werden.

Konkret soll das System laut Verordnungsvorschlag

folgendermalien funktionieren:

— Importeure mussen sogenannte CBAM-Zertifikate
in Hohe «grauer Emissionen» der importierten
Guter von einer zustandigen staatlichen Behorde
in der EU kaufen und spater bei dieser Behorde
jahrlich zu einem festgelegten Zeitpunkt fur die tat-
sachlich importierten Guter abgeben.

— Bei «einfachen GUtern» sollen nur direkte Emissio-
nen berucksichtigt werden, bei komplexen Gutern
auch «zugeordnete Emissionen» fur relevante Vor-
kettenprozesse. Die «eingebetteten Emissionen»
sollen sich an Benchmarks orientieren, wenn eine
exakte Ermittlung nicht moglich ist.

15 Oder aber sie hatten sie unmittelbar verkaufen konnen, taten dies jedoch nicht mit dem Ziel, sie alternativ spater einzusetzen (Verkauf bei héheren
Preisen bzw. Abrechnung von spateren anspruchsvolleren Minderungsverpflichtungen).
16 Dabei soll der CBAM hinsichtlich des Schutzes vor Carbon Leakage die Alternative zur kostenlosen Zuteilung sein und sie daher im Laufe der Zeit ersetzen.
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— Importeure mussen Importgenehmigungen bean-
tragen und darlegen, wie sie eingebettete Emissio-
nen ermitteln wollen.

— Der Preis der CBAM-Zertifikate wird an den Preis
der EUA aus dem EU-ETS 1 gekoppelt (durch
wochentlich aus Auktionen berechnete Durch-
schnittswerte). Es entsteht dadurch eine Art «fikti-
ves ETS», aber kein gemeinsames.

— Um eine WTO-Kompatibilitat herzustellen, ist die
Anrechnung von im Ursprungsland gezahlten Koh-
lenstoffpreisen vorgesehen.

— Die Moglichkeiten, CBAM-Zertifikate zu handeln
und zeitlich zu Ubertragen, werden begrenzt (Zer-
tifikate nur zwei Jahre giiltig, Uberschiisse nur zu
einem Drittel zum alten Preis erwerbbar).

— Es wird ein spezieller Markstabilitatsreserve-Me-
chanismus fur CBAM-Zertifikate eingerichtet, um
moglichen Uberschiissen oder einer Unterversor-
gung entgegenzuwirken.

— Der CBAM soll keine mengenmaldigen Einfuhrbe-
schrankungen fur eingebettete Emissionen festle-
gen.

Die EU-Kommission erwartet durch die Etablierung

des Instruments Anreize fur in die EU exportierende

Lander, eigenstandig CO,-Bepreisungssysteme

zu entwickeln, und rechnet durch den Verkauf der

CBAM-Zertifikate mit Einnahmen von neun Milliarden

Euroim Jahr 2030, die in den EU-Haushalt fliefsen sol-

len.

Anderungsantrage zum Vorschlag der EU-Kommis-

sion wurden dem EU-Umweltausschuss Anfang

Januar 2022 Ubermittelt. Der zustandige Berichter-

statter Mohammed Chahim will mit seinem Doku-

ment unter anderem die Anwendungsbereiche des

CBAM auf organische Chemikalien, Wasserstoff und

Polymere ausweiten (Chahim 2021). Die Probephase

fur den CBAM soll nur von 2023 bis 2024 gelten. Die

Zuteilung kostenloser Zertifikate soll schneller sin-

ken, und zwar 2025 auf 90 Prozent, 2026 auf 70 Pro-

zent, 2027 auf 40 Prozent und bis Ende 2028 auf null.

Zudem schlagt Chahim ein zentralisiertes System

mit einer EU-CBAM-Behorde statt vieler dezentraler

Behorden vor. Dies wirde Skaleneffekte bieten und

die Gefahr eines systematischen Ausnutzens neben-

einander bestehender Zustandigkeiten vermeiden

(forum shopping), die aufgrund von Diskrepanzen

zwischen den Mitgliedstaaten entstehen kdnnten, so

der niederlandische Abgeordnete der sozialdemokra-
tischen Fraktion im Europaparlament. Nach den Ver-
handlungen im dortigen Umweltausschuss geht der

(ggf. abgeanderte) Bericht im Mai 2022 ins Plenum.

In der offentlichen Debatte um den Verordnungsvor-

schlag konnen folgende Positionen hervorgehoben

werden:

Umweltverbande und ihnen nahestehende Think-

tanks, die den CBAM mehrheitlich im Grundsatz

begrufRen, kritisierten, dass mit dem Vorschlag die
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kostenlose Zuteilung bis ins Jahr 2035 verlangert
werde. Zudem entfielen nur 47 Prozent der kosten-
losen Zertifikate auf die Industriesektoren, die bei der
ersten Einfuhrung des CBAM berucksichtigt wer-
den sollen und bei denen die kostenlose Zuteilung
abschmelzen soll. Das bedeute, dass 53 Prozent der
gesamten Zertifikate von der neuen Gesetzgebung
unberuhrt blieben. Fur Glas, Chemikalien und Raffi-
nerieprodukte etwa wurde sich hinsichtlich der Gra-
tiszuteilung nichts verandern, diese Sektoren wirden
somit keinen Druck zur Dekarbonisierung verspuren
(bis zum Auslaufen der freien Zuteilung im Jahr 2030
nach geltender ETS-Richtlinie) (Taylor 2021).

Die Partei DIE LINKE befurwortet im Bundestags-
wahlprogramm einen europaischen CO,-Grenzaus-
gleichsmechanismus, der den Import CO,-intensiver
Produkte bepreist. So solle verhindert werden, dass
die Dekarbonisierung der Industrie in Deutschland
und der EU zulasten der hiesigen Beschaftigten geht
und zur Verlagerung von CO,-intensiver Produktion in
Drittstaaten fuhrt. Ein Arbeitskreis zum «Fit for 55»-
Paket bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung begrufdt den
CBAM im Grundsatz ebenfalls, pruft aber auch in der
Diskussion stehende alternative Instrumente. Zudem
bedurfe es einer Reform der unterschiedlichen Car-
bon-Leakage-Instrumente auf EU- und auch auf
nationaler Ebene, damit entsprechende Industriepri-
vilegien tatsachlich nur jenen Unternehmen zugute-
kommen, die von Carbon Leakage bedroht sind, und
dies auch nurinangemessenem Umfang. Ferner solle
das Ende der kostenlosen Zuteilung schon zum Start
des CBAM umgesetzt werden.

Etwa von Germanwatch wird die Einnahmeverwen-
dung (fur den allgemeinen EU-Haushalt) kritisiert: Der
EU-CBAM trage wenig zur Besanftigung der Handel-
spartner bei. Im Gegenteil verstarke die EU mit die-
sem Vorschlag die weitverbreitete Wahrnehmung,
der CBAM sei ein konfrontatives, protektionistisches
Instrument. Die Verwendung der Einnahmen sei einer
der Schlussel fur die internationale Akzeptanz eines
EU-CBAM. Die EU solle diese Einnahmen nutzen, um
die gerechte Transformation in weniger wohlhaben-
den Landern zu unterstutzen, einschlief3lich der vom
CBAM betroffenen Handelspartner. Die EU solle den
grofdten Teil der Einnahmen den vom CBAM betroffe-
nen Landern als Unterstutzung fur die Transformation
ihrer Industrien zur Verfligung stellen, zum Beispiel
durch einen internationalen Investitionsfonds. Die
restlichen Mittel sollten zur Aufstockung der inter-
nationalen Klimafinanzierung verwendet werden.
Aulierdem solle die EU den vom CBAM betroffenen
Handelspartnern eine umfassende Kooperation bei
KlimaschutzmalRnahmen anbieten, zum Beispiel
beim industriellen Strukturwandel oder flr Forschung
und Entwicklung im Klimaschutz (Glaser/Caspar
2021).



Die Stiftung Arbeit und Umwelt der Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE) unterschei-
det in einem Diskussionspapier (Borgnas et al. 2020),
das vor dem Vorschlag der EU-Kommission erschien,
zwischen direkten und indirekten Grenzausgleichs-
mechanismen gegen Carbon Leakage in jeweils drei
Varianten. Unter diesen insgesamt sechs Varianten,
deren Vor- und Nachteile diskutiert werden, ist der
CBAM nur eine. Eine weitere' ist die im Zusammen-
hang mit dem CBAM (meist als Alternative) vielfach
debattierte Schaffung eines moglichst weltweiten
CO,-Preisregimes («globaler Carbon-Club», in ande-
ren Debatten auch «Klimaclub» genannt, teils mit
anderen regulatorischen Instrumenten). Dies ware
nach Auffassung der Verfasser*innen des Diskussi-
onspapiers die theoretisch effektivste Variante zum
globalen Carbon-Leakage-Schutz. Allerdings gebe
es bislang keine substanziellen Schritte in diese Rich-
tung, gleichwohl sich die internationale Klimaschutz-
politik der EU weiterhin dafur einsetzen sollte. Das
Papier stellt die genannten Varianten als Alternativen
nicht gegeneinander, sondern spricht sich dafur aus,
idealerweise einen koharenten regulatorischen und
modularen Ansatz zu verfolgen, der indirekte und
direkte CO,-Grenzausgleichsmafinahmen miteinan-
der kombiniert.

Ein Kritikpunkt von Teilen der Industrie und einigen
Verbanden ist, dass der Vorschlag der EU-Kommis-
sion birokratisch sei und das «Aquivalenzprinzip»
nicht bertcksichtige (z. B. Hacker 2021). Der Grenz-
ausgleich erfolge nur auf Importseite, Exporte von
EU-Unternehmen ins nichteuropaische Ausland seien
nicht geregelt, wirden also auch nicht entlastet.®

Der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI)
und die Wirtschaftsvereinigung Stahl erklarten, die
von der EU-Kommission diskutierten Grenzaus-
gleichsmechanismen konnten den bestehenden
Carbon-Leakage-Schutz nicht ersetzen und wirden
weltweit von vielen Handelspartnern sehr kritisch
gesehen (Herwartz etal. 2021; Factory 2021).

In Fachkreisen (z.B. von Susanne Droge, Stiftung
Wissenschaft und Politik) wurde kritisiert, dass es
fur Handelspartner kompliziert sei, sich die Klima-
schutzkosten anrechnen zu lassen, die fur ein in die
EU exportierendes Unternehmen im Heimatstaat
entstehen (Schulz 2021). Denn diese hatten vielfach
kein gesamtstaatliches System der CO,-Bepreisung.
So setzten beispielsweise die USA im Klimaschutz
zumindest auf Bundesebene nicht auf CO,-Steuern
oder Emissionshandelssysteme, sondern auf Nor-
men und Standards, die zwar Kosten verursachten,
aber eben nicht in Form verrechenbarer CO,-Preise.
Damit sei unklar, woran sich eine Kompensation ori-

entieren soll, was wiederum Fragen der WTO-Kompa-
tibilitat aufwerfe.

Im Januar 2022 veroffentlichte die Denkfabrik Agora
Energiewende ein CBAM-Positionspapier mit ver-
schiedenen Vorschlagen fur das Ziel, die Wirksamkeit
des angedachten Systems zu gewahrleisten (Sartor
et al. 2022). Unter anderem unterstutzt Agora die
Abschaffung der kostenlosen Zuteilung, sie stellt klar,
dass ein «Klimaclub» den CBAM nur erganzen, aber
nicht ersetzen konne, und sie schlagt im Sinne des
Aquivalenzprinzips innerhalb des CBAM einen Ansatz
vor, mit dem sich auch Exporteure vor Carbon Lea-
kage schitzen lassen.

2.5 VORGESEHENE EU-RECHTSAKTE IM «FIT
FOR 55»-PAKET ZUM STRASSENVERKEHR

Relevant fur den Wandel in der Automobilindustrie
sind im «Fit for bb»-Paket der EU-Kommission unter
anderem die Anderung der Verordnung zur Festle-
gung von CO,-Emissionsnormen fur Pkw und Nutz-
fahrzeuge, die Uberarbeitung der Richtlinie tiber den
Aufbau der Infrastruktur fur alternative Kraftstoffe,
der strategische Rollout-Plan zur Unterstitzung der
schnellen Bereitstellung der Infrastruktur fur alterna-
tive Kraftstoffe sowie der neue Emissionshandel fur
die Emissionen aus dem StralRenverkehr und dem
Gebaudebereich (EU-ETS 2).

Die Europaische Kommission schlagt in dem Paket
ehrgeizigere Ziele zur Verringerung der CO,-Emissio-
nen neuer Pkw und leichter Nutzfahrzeuge vor. Neue
Kraftfahrzeuge sollen bis 2030 gegentber 2021 ihre
Emissionen um 55 Prozent mindern (bislang 37,5 Pro-
zent), neue leichte Nutzfahrzeuge um 50 Prozent (bis-
lang 31 Prozent). Samtliche neuen Pkw und leichten
Nutzfahrzeuge sollen bis 2035 ihre Emissionen um
100 Prozent senken. Das wirde das Aus fur den klas-
sischen fossilen Verbrenner bei Neuwagen zu die-
sem Zeitpunkt bedeuten. Der Entwurf des Berichtes
mit Anderungsantragen fiir den Umweltausschuss
des EU-Parlaments (ENVI) strebt sogar noch stren-
gere Emissionsnormen an, etwa eine Minderung
um 75 Prozent bei neuen Kraftfahrzeugen und von
70 Prozent bei leichten Nutzfahrzeugen bis 2030 (Hui-
tema 2021).

Daruber hinaus soll mit dem Kommissionsvorschlag
ab 2026 die CO,-Regulierung des StraRenverkehrs
und des Gebaudebereichs in das EU-ETS 2 Uberfuhrt
werden (siehe oben). Diese Emissionen sollen sich
zusammen um 43 Prozent gegentber 2005 vermin-
dern. In diesen beiden Sektoren, die wohlgemerkt
nicht dem EU-ETS 1 unterliegen, ist Klimaschutz

17 Die anderen vier Varianten sind: ein Klima-TUV durch die pauschale Ermittlung von COz-FuRabdriicken, die Kombination einer Klimaabgabe mit einer
freien EUA-Zuteilung im EU-ETS 1, gedeckelte Industriestrompreise sowie Carbon Contracts for Difference.
18 Eine Entlastung von Exporten kdnnte allerdings gegen WTO-Regeln verstofien.
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deutlich teurer als beispielsweise in der Stromwirt-
schaft. Felix Chr. Matthes vom Oko-Institut gibt
CO,-Vermeidungskosten von 100 bis 150 Euro je ver-
miedener Tonne CO, fur den Warmesektor an, fur den
Verkehrssektor etwa 150 Euro. Diese waren in Form
von CO,-Preisen zusatzlich zu bereits bestehenden
Abgaben auf Heiz- und Treibstoffe zu erheben, damit
sie Uber den Markt Klimaschutzinvestitionen anrei-
zen (Matthes 2020). Entsprechend durften die Ver-
teilungswirkungen sein, die nur mit hochkomplexen
Ruckzahlungsmodellen abgefedert werden und Har-
tefalle nur schwer erreichen konnten. Daher lehnt bei-
spielsweise DIE LINKE solche Systeme fur diese bei-
den Sektoren (im Gegensatz zum EU-ETS 1) ab (BTF
LINKE 2020); hier sollten vielmehr Ordnungsrecht,
Forderpolitik und staatliche Infrastrukturmaf3nahmen
Vorfahrt haben. Diese Ablehnung gilt auch fur das in
Deutschland (als Vorgriff auf die mogliche kunftige
EU-Regelung) seit diesem Jahr wirksame Brennstof-
femissionshandelsgesetz (BEHG). Ohnehin kann des-
sen Okologische Lenkungswirkung — etwa als Anreiz
zum Umstieg auf umweltfreundliche Verkehrsmittel -
bei gegenwartiger Ausgestaltung als vernachlassig-
barangesehen werden. In einer Antwort (Bilger 2021)
auf eine Anfrage von Dietmar Bartsch, dem Co-Vor-
sitzenden der Linksfraktion im Deutschen Bundestag,
raumt die Bundesregierung auch ein, dass mit dem
vorgesehenen CO,-Abgabepreis von b5 Euro bis zum
Jahr 2025 im Verkehrsbereich bis dahin lediglich mit
CO,-Einsparungen von 3,7 Millionen Tonnen zu rech-
nen sei. Das waren gerade einmal 2,5 Prozent der
heute in diesem Sektor anfallenden Klimagasemissi-
onen.

Die spurbaren sozialen Auswirkungen des EU-ETS 2
bei vergleichsweise geringer Lenkungswirkung sehen
viele EU-Staaten skeptisch. Auch eine im Auftrag unter
anderem der Umweltstiftung WWF im Januar 2022
verfasste Studie weist auf den sozialen Sprengstoff
und die begrenzte Wirksamkeit des Kommissionsent-
wurfs hin, insbesondere darauf, dass eine gerechte
Rudckverteilung der Einnahmen in allen Mitgliedstaaten
ein hohes Mal3 an politischer Verantwortung erfordere
(Held et al. 2022). Damit das EU-ETS 2 als ein natzli-
ches — aber andere Instrumente nur erganzendes’ —
Instrument wirken kénne, seien Anderungen am Ent-
wurf oder aber darUber hinausgehende Mafinahmen
notig, fur die die Wissenschaftler*innen Vorschlage
machen. Genannt sind unter anderem die Schaffung
geeigneter Governance-Strukturen, um eine gezielte
und effektive Hilfe fur arme und besonders betroffene
Haushalte zu ermoglichen, sowie die EinfUhrung einer
(steigenden) expliziten Preisobergrenze.

Der Berichterstatter fur das Thema im EU-Parlament
hatte wenige Tage zuvor dem Umweltausschuss

(ENVI) des Gremiums einen Berichtsentwurf mit
Anderungsantragen vorgelegt (Liese 2021). Darin
schlagt er vor, den Mitgliedslandern die Moglichkeit
eines befristeten Opt-outs beim Thema Heizen und
Verkehr zu gewahren. Demnach konnten diese Staa-
ten privates Wohnen und privaten Verkehr in den ers-
ten zwei Jahren vom Emissionshandel ausnehmen,
sofern sie schlussig darlegten, dass sie ihre Klimaziele
anderweitig erreichen. Mitgliedstaaten, die das Opt-
out nutzen, sollen dann allerdings kein Geld aus dem
neuen Klimasozialfonds erhalten, den die Kommis-
sion aufsetzen will. Ferner sollen die Reformen bereits
2025, und damit ein Jahr fraher, greifen. Aul3erdem
sollen nicht nur Treib- und Heizstoffe im Verkehrs-
und Gebaudebereich ins EU-ETS 2, wie von der Kom-
mission geplant, sondern auch Sprit far Baumaschi-
nen oder Industrieanlagen.

Durch die CO,-Bepreisung werden Einnahmen
erzielt, die nach Vorstellung der Kommission wie-
der in «Innovation, Wirtschaftswachstum und neue
Arbeitsplatze» investiert werden konnen. Aus dem
neuen Klimasozialfonds sollen die Mitgliedstaaten
eigene Mittel erhalten, die sie Burger*innen fur Inves-
titionen in Energieeffizienz, neue Heiz- und Kuhlsys-
teme und sauberere Mobilitat gewahren konnen.
Finanziert werden soll der Klimasozialfonds mit einem
Betrag aus dem EU-Haushalt, der 25 Prozent der
erwarteten Einnahmen aus dem Emissionshandel fur
Brenn- bzw. Treibstoffe im Gebaudesektor und Stra-
Benverkehr entspricht. Nach einer diesbezlglichen
Anderung des mehrjéhrigen Finanzrahmens werden
dann aus dem Fonds fur den Zeitraum 2025 bis 2032
72,2 Milliarden Euro fur die Mitgliedstaaten bereitge-
stellt. Da vorgeschlagen wird, dass die Mitgliedstaa-
ten Mittel in derselben Hohe bereitstellen, konne der
Fonds 144,4 Milliarden Euro fur einen sozialvertragli-
chen Ubergang mobilisieren, so die Kommission.

Bei der uberarbeiteten Verordnung Uber die Infra-
struktur far alternative Kraftstoffe schlagt die Kom-
mission vor, dass die Mitgliedstaaten die Lade-
kapazitat nach Malgabe der Absatzmengen
emissionsfreier Fahrzeuge ausbauen und entlang der
grof3en VerkehrsstralRen in regelmalligen Abstanden
Tank- und Ladestationen installieren sollen, und zwar
alle 60 Kilometer fur das Aufladen elektrischer Fahr-
zeuge und alle 150 Kilometer fur die Betankung mit
Wasserstoff. Im begleitenden Rollout-Plan zur Unter-
stdtzung der schnellen Bereitstellung der Infrastruk-
tur fur alternative Kraftstoffe werden entsprechende
erganzende Malinahmen beschrieben, die Probleme
von Fahrzeugen, Schiffen und Flugzeugen im Zusam-
menhang mit alternativen Kraftstoffen, Infrastruktu-
ren, der Energieerzeugung, Netzen, Daten und Nut-
zerdiensten zu |6sen helfen sollen.

19 Namlich erganzend zu Standards, 6ffentlichen Investitionen und anderen marktbasierten Instrumenten.
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3 DAS NOVELLIERTE BUNDES-KLIMASCHUTZGESETZ

Als erste konkrete Reaktion der Bundesregierung auf
eine erfolgreiche Klage (siehe auch Witt 2021) von
Klimaaktivist*innen gegen das deutsche Bundes-Kli-
maschutzgesetz (KSG) wurde dieses im Frihsommer
2021 reformiert (BMJ 2021). Die Kerndaten:

— Die Netto-Treibhausgasneutralitat soll bereits 2045
statt 2050 erreicht werden.

— Das Klimaschutzziel fur 2030 wird verscharft von
derzeit 55 auf 65 Prozent THG-Minderung gegen-
Uber 1990, fur 2040 gilt ein neues Zwischenziel von
88 Prozent Minderung.

— Die bereits im KSG festgelegten Jahresemissi-
onsmengen der einzelnen Sektoren werden fur
die Jahre 2023 bis 2030 reduziert, um das neue
Gesamtziel fur 2030 zu sichern.2°

— SektorUbergreifende jahrliche Minderungsziele
werden fur die Jahre 2031 bis 2040 festgelegt; die
nachfolgende Festlegung der sektorscharfen Jah-
resemissionsmengen soll durch Rechtsverordnung
im Jahr 2024 (fur die Jahresemissionsmengen von
2031 bis 2040) und im Jahr 2034 (fur die Jahres-
emissionsmengen von 2041 bis 2045) erfolgen.

— Fur die weiteren jahrlichen Minderungsziele bis
zur Netto-Treibhausgasneutralitat 2045 will die
Bundesregierung spatestens im Jahr 2032 einen
Gesetzgebungsvorschlag vorlegen.

— FUr die Jahre 2030, 2040 und 2045 wird festgelegt,
welche Beitrage im Sektor Landnutzung, Landnut-
zungsanderung und Forstwirtschaft erreicht wer-
den sollen.

Das KSG fuhrt rechnerisch mit einer Wahrscheinlich-

keit von 67 Prozent zu einem deutschen Erwarmungs-

beitrag von Uber 1,7, aber unter 2 Grad. Damit ware
es immer noch mit dem Pariser Abkommen kom-
patibel, allerdings knapp an dessen oberem Rand.?'

Das ist ein riskanter Pfad, nicht nur angesichts vieler
Inseln und Kastenbereiche weltweit, die in einem
solchen Szenario bereits Uberflutet werden wurden.
Es bliebe auch kaum Handlungsspielraum, sollte der
Umsetzungsprozess auch nur kurze Zeit, warum auch
immer, ins Stocken kommen. Zudem: Setzt man die
Wahrscheinlichkeit hoher, mit der das Ziel erreicht
werden soll, etwa auf 83 statt 67 Prozent, wie es unter
anderem das Konzeptwerk Neue Okonomie in seinen
Ubersichten macht, so wird mit dem KSG selbst das
2-Grad-Ziel klar gerissen (Thiele et al. 2022).

Der Industriesektor soll nach dem KSG gegenuber
2020 seine Emissionen von 186 Millionen Tonnen
CO,-Aquivalent auf 118 Millionen Tonnen CO,-Aquiva-
lentim Jahr 2030 senken. Das entspricht einer Minde-
rung von 36,6 Prozent in diesen zehn Jahren. Der Ver-
kehrssektor, der seine Emissionen seit 1990 bislang so
gut wie gar nicht senken konnte, soll im selben Zeit-
raum von 150 Millionen Tonnen auf 85 Millionen Ton-
nen CO,-Aquivalent reduzieren. Dies entspricht einer
Minderung um 43,3 Prozent. Damit mussen Industrie
und Verkehr bis 2030 zwar weniger stark mindern als
der Energiesektor, der ein Einsparziel von 61,4 Prozent
hat. Die Einsparraten sind im historischen Vergleich
dennoch enorm. Insgesamt mussten kunftig jahrlich
30 bis 40 Millionen Tonnen CO, eingespart werden,
was einer Verdreifachung der jahrlichen Minderun-
gen gegenuber den jahrlichen Minderungen des Zeit-
raums der letzten 20 Jahre gleichkommt. Bis 2045
wirde Klimaneutralitat flr alle Sektoren gelten.

In einer sogenannten Eroffnungsbilanz machte der
Bundesminister fur Wirtschaft und Klimaschutz Robert
Habeck (Blindnis 90/Die Grlnen) im Januar 2022 deut-
lich, wie grol3 die Lucke zum Zielpfad ist, die die Vor-
gangerregierung hinterlassen hat (BMWK 2022a). Mit

Tabelle 1: Auszug aus dem Bundes-Klimaschutzgesetz, Anlage 2, zulassige Jahresemissionsmengen

Jahresemissionsmenge

in Millionen Tonnen CO»- 2020 | 2021 | 2022 | 2023 | 2024 | 2025 | 2026 | 2027 | 2028 | 2029 | 2030
Aquivalent

Energiewirtschaft 280 257 108
Industrie 186 182 177 172 165 157 149 140 132 125 118
Gebaude 118 113 108 102 97 92 87 82 77 72 67
Verkehr 150 145 139 134 128 123 117 112 105 96 85
Landwirtschaft 70 68 67 66 65 63 62 61 59 57 56
Abfallwirtschaft und Sonstiges 9 9 8 8 7 7 6 6 5 5 4

Quelle: BMJ 2021

20 Furdie Energiewirtschaft gelten weiterhin keine Zwischenziele in Jahresscheiben, da sie dem EU-ETS 1 unterliegt.
21 Die Formulierung lautet hier: Begrenzung auf deutlich unter 2 Grad, moglichst auf 1,5 Grad gegenuber vorindustriellen Werten.
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den bisher umgesetzten MalRnahmen werde laut wis-
senschaftlichen Abschatzungen bis 2030 nur eine Min-
derung um etwa 50 Prozent gegenuber 1990 erreicht.
Demnach drohe das Ziel um 15 Prozentpunkte bzw.
195 Millionen Tonnen CO,-Aquivalente verfehlt zu
werden. Das entsprache knapp der Halfte der fir 2030
vorgesehenen Gesamt-Emissionen von 438 Millionen
Tonnen CO-Aquivalenten.

Ohne Zweifel steht Deutschland vor einem tech-
nisch-technologisch unvergleichlichen Umbruch,
dessen Tragweite (auch fur die Verbraucher*innen
und die vom Umbau betroffenen Regionen) die
gesellschaftliche Debatte jenseits der (Fach-)Offent-
lichkeit vielfach noch nicht erreicht hat. Sie ist noch
nicht einmalin allen Politikbereichen angekommen.

4 WEITERE KLIMA- UND ENERGIEPOLITISCHE

RAHMENBEDINGUNGEN

Aus der Vielzahl der weiteren klima- und energiepo-
litischen Rahmenbedingungen fur den Industrieum-
bau sollen an dieser Stelle lediglich drei besonders
im Fokus stehende herausgegriffen werden: der
notwendige Okostromausbau, die diskutierten Car-
bon Contracts for Difference (CCfD) zur Finanzierung
besonders kostspieliger Klimaschutzinvestitionen
sowie die Anderungen an der EU-Taxonomie, die Kri-
terien zur Okologischen Beurteilung von Investitionen
festlegt.

4.1 OKOSTROMAUSBAU UND
GASKRAFTWERKE

Ein Dreh- und Angelpunkt der Dekarbonisierung der
Industrie und des Verkehrssektors sind der Umfang
und das Tempo des Ausbaus von Okostromanla-
gen. Elektrizitat aus regenerativen Quellen wird Uber
die klassischen Strom-Anwendungsfelder hinaus
gebraucht fur Prozesswarme in der Industrie, fur die
Nutzung von Warmepumpen in Gebauden, fur Mobi-
litat mit Elektroautos und im offentlichen Nah- und
Fernverkehr sowie fur «grunen» Wasserstoff. Nach
einer Studie im Auftrag von Agora Energiewende,
Agora Verkehrswende und der Stiftung Klimaneutra-
litat, die ein mogliches Szenario zur Dekarbonisierung
Deutschlands bis zum Jahr 2045 beschreibt, wirden
gegenuber dem Jahr 2018 allein bis 2030 zusatzlich
rund 219 Terawattstunden (TWh) bzw. doppelt so viel
Okostrom benétigt (Prognos AG et al. 2021). Die Stu-
die sieht bis 2030 den Kohleausstieg vollzogen und
bis dahin eine Treibausgasminderung in Deutschland
von 65 Prozent gegentber 1990 (2020: minus 41 Pro-
zent) — adaquat zum Bundes-Klimaschutzgesetz.
Dieser Pfad verlange 2030 einen Okostromanteil von
etwa 70 Prozent am Bruttostromverbrauch (im Jahr
2021 lag er bei 42,6 Prozent). Parallel dazu sei es not-
wendig, die benotigten Infrastrukturen auszubauen,
vor allem flr eine Versorgung der Industrie mit Was-
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serstoff (siehe auch Studie «\Wasserstoff — zentrales
Element fur den Industrieumbau» innerhalb dieses
Studienpakets). Im Koalitionsvertrag der Ampelre-
gierung werden indes sogar 80 Prozent Okostrom bis
2030 angestrebt, bei einem angenommenen Strom-
verbrauch von dann 680 bis 750 Terawattstunden.
Dieses Ziel ist zweifellos sehr ambitioniert.

Im Verkehr findet nach dem Szenario bis 2030 eine
Trendwende statt. Dabei bleibe die personliche Mobi-
litat vollstandig erhalten, aber sie verandere sich: Die
Menschen fuhren deutlich mehr mit offentlichen Ver-
kehrsmitteln oder mit dem Rad, und sie gingen ofter
zu Fulk. Im Jahr 2030 wulrden bereits 14 Millionen
Elektro-Pkw (inkl. Plug-in-Hybride) im Bestand sein
(die Ampel zielt auf 15 Millionen). Guter wirden ver-
starkt auf der Schiene transportiert, und fast ein Drit-
tel der Fahrleistung im Straldenguterverkehr wirde
Uber elektrische Lkw mit Batterien, Oberleitungen
und Brennstoffzellen erbracht.

Der fiir diesen Umbau notwendige Okostromaus-
bau ist eine kritische GroRRe, da er zuletzt stark ins
Stocken geriet. Vor allem lange Genehmigungsver-
fahren, fehlende Flachen — auch aufgrund sehr res-
triktiver Abstandsregeln in einigen Bundeslandern,
allen voran Bayern — sowie Proteste und Klagen von
Anwohner*innen und Naturschutzer*innen bremsten
den Ausbau neuer Wind- und Solarparks. Wissen-
schaftler*innen und Verbande fordern einen jahrlich
notwendigen Zubau von 10 bis 15 Gigawatt Photo-
voltaik und 7 bis 8 Gigawatt Onshore-Windkraft jahr-
lich zuzuglich 20 bis 30 Gigawatt Offshore-Windkraft
im Jahr 2030, um die deutschen Klimaschutzziele zu
erreichen. In diesen Grolkenordnungen lagen auch
die Forderungen der LINKEN und der Grinen im Bun-
destagswahlkampf. In den letzten drei Jahren stag-
nierte der Ausbau jedoch bei unter 7 Gigawatt jahrlich
fur Wind und Solar zusammen (UBA 2021).

Mit Blick auf das Jahr 2030 hat sich die Ampelregie-
rung folgende Ziele gesetzt: Abgeleitet aus den im
Koalitionsvertrag vereinbarten Ausbauzielen sei eine



installierte Leistung von uber 100 Gigawatt Winde-
nergie an Land notig, so das Papier der Eroffnungs-
bilanz. Beziehe man auch den Ruckbau alterer Anla-
gen in den nachsten Jahren ein, dann komme man
auf mehr als eine Verdopplung der derzeit installier-
ten Leistung. Bei der Photovoltaik solle die installierte
Leistung auf 200 Gigawatt gesteigert werden. Das sei
mehr als eine Verdreifachung gegenuber dem Status
quo. Bei Wind auf See werde die Regierung die Aus-
bauziele bereits fur 2030 von 20 auf 30 Gigawatt erho-
hen, um dann 40 Gigawatt bis 2035 und mindestens
70 Gigawatt bis 2045 zu erreichen. Es wird sicherlich
eine der grofiten energiepolitischen Herausforde-
rungen fur die Bundesregierung, ein solches Aus-
bautempo zu gewahrleisten.

Erdgas wurde im Koalitionsvertrag fiir eine Uber-
gangszeit als «unverzichtbar» erklart, ebenso der
Zubau von modernen Gaskraftwerken (die «H,-ready»
sein sollen), um die Versorgungssicherheit bis
zur Vollversorgung mit erneuerbaren Energien zu
sichern. Das war sicherlich vielen Klimaschutzer*in-
nen ein Dorn im Auge, stimmte jedoch auch mit
sehr ambitionierten Energiewendeszenarien wissen-
schaftlicher Institute Gberein. Diese sahen —jedenfalls
bis zum Uberfall Russlands auf die Ukraine —ebenfalls
den Zubau von 20 bis 30 Gigawatt Gaskraftwerkska-
pazitat bis 2030 vor.

Aufgrund des Krieges in der Ukraine versucht die
Bundesregierung derzeit uber verschiedene Mafinah-
men, die herrschende Abhangigkeit Deutschlands
vom Energierohstoffbezug aus Russland deutlich
und zUgig zu reduzieren. Die Bundesrepublik bezog
2020 etwa 55 Prozent des Erdgases, ein Drittel des
Erdols und fast die Halfte ihrer Steinkohleimporte aus
Russland. Der Erdgasbezug soll ersetzt oder verrin-
gert werden unter anderem durch den Ankauf von
Flissigerdgas (LNG) aus anderen Staaten wie Katar
oder den USA, durch beschleunigte EffizienzmalRk-
nahmen im Gebaudebereich und der Industrie sowie
durch einen schnelleren Ausbau erneuerbarer Ener-
gien. Zudem soll der Hochlauf der Wasserstofftech-
nologien weiter forciert werden. So sei in der Summe
die schrittweise Reduktion von russischem Gas auf
nur noch 10 Prozent des Gasverbrauchs bis Sommer
2024 moglich (BMWK 2022b, 2022c¢).

Der Krieg von Russlands Prasident Wladimir Putin
habe die Einordnung von Erdgas als Brucke zu erneu-
erbaren Energien entwertet. «Die Brlcke ist einge-
sturzt», so der Klima-Staatssekretar des BMWK,
Patrick Graichen (dpa etal. 2022). Noch ist offen, inwie-
weit sich mit der neuen Erdgasstrategie tatsachlich
auch der Umfang des Baus und des Einsatzes neuer
Gaskraftwerke verringern wird (etwa durch alternative
Flexibilitatsoptionen, sofern verflgbar), inwieweit hier
statt Erdgas anteilig LNG und gegebenenfalls fruher
als geplant Wasserstoff zum Einsatz kommen werden.
Letzteres ware problematisch, da bei Okostromaquo-

ten unter 70 Prozent Elektrolyse-Wasserstoff mehr
Treibhausgase verursacht als Erdgas.

Generell gilt fur die verbliebenen und gegebenen-
falls noch zu bauenden Gaskraftwerke: Sie durfen
nur wenige Hundert Stunden im Jahr laufen, etwa
bei Windflaute am Abend, und keinesfalls Tausende
Stunden in Grundlast. Fur den Klimaschutz ware Ers-
teres unproblematisch. Zum Problem wurde es erst,
wenn der Ausbau der Okostromerzeugung und von
Speichern langsamer vonstattenginge als geplant.
Dann wurde Erdgas langer einspringen mussen — mit
entsprechenden Folgen fur das Klima.

4.2 CARBON CONTRACTS FOR DIFFERENCE
(CCFD)/WEITERE INSTRUMENTE ZUR
UMBAUFINANZIERUNG

Nach einem aktuellen Klimaschutz-Sofortprogramm
von Agora Energiewende, Agora Verkehrswende und
der Stiftung Klimaneutralitat fur die ersten 100 Tage
nach der Regierungsbildung mussen, um die erfor-
derliche Emissionsminderung in der Industrie bis
2030 zu erreichen, vor 2030 etwa die Halfte der Anla-
gen inder Stahl-, Chemie- und Zementindustrie durch
klimaneutrale Technologien ersetzt werden (Agora
Energiewende et al. 2021). Klimaneutrale Technolo-
gien in der Grundstoffindustrie, in der etwa 70 Pro-
zent der industriellen Treibhausgasemissionen anfal-
len, sollten uber Klimaschutzvertrage, sogenannte
Carbon Contracts for Difference (CCfD), gefordert
werden, mit denen die Differenzkosten zwischen der
klimaneutralen Technologie und den am Markt erziel-
baren Erlosen ausgeglichen werden. Die von Wirt-
schafts- und Klimaminister Habeck vorgestellte Eroff-
nungsbilanz sieht CCfD als «zentrales Instrument zur
Unterstltzung der Transformation in der Industrie»
(zunachst uber Pilotprogramme).

Mit CCfD wird der volatile und unsicherere CO,-Preis
im EU-ETS 1 zwischen Investor und Staat abgesi-
chert. Der CCfD-Preis wirkt dabei als fiktiver CO,-
Preis, der grundsatzlich die Rentabilitat einer (beson-
ders zukunftsfahigen) teuren Klimaschutzinvestition
gegenuber einem Benchmarkwert einer konventio-
nellen Referenztechnologie gewahrleisten soll. Ein
Beispiel dafur waren die eingesparten Emissionen
von Wasserstoffstahl im Vergleich zur konventionel-
len Hochofenroute. Liegt der tatsachliche CO,-Preis
unter dem CCfD-Preis, so zahlt der Kaufer (Staat) die
Differenz an den Verkaufer (Investor). Liegt der tat-
sachliche CO,-Preis Uber dem CCfD-Preis, so zahlt
der Investor die Differenz an den Staat. Somit konn-
ten zumindest bei hohen CO,-Preisen Zahlungen
des Staates an die Investoren (ggf. teilweise) wieder
zuruck an die offentliche Hand flielRen.

CCfD waren damit zum einen ein weiterer Schutzme-
chanismus, um Carbon Leakage zu verhindern, hier

21



bei besonders teuren, aber notwendigen Klimaschutz-
investitionen. Dem Wesen nach waren sie eher eine
Erganzung des CBAM als dessen Ersatz. Wahrend
der CBAM Carbon Leakage gegen den jeweiligen
EU-ETS-1-Preis absichern soll, wirden CCfD lediglich
die Differenzkosten zwischen den jeweils aktuellen
CO,-Preisen und jenen (hdheren) CO,-Schattenpreisen
absichern, die zur Rentabilitat von herausragend teu-
ren, aber notwendigen Klimaschutzinvestitionen notig
waren. Besonders hohe CO,-Vermeidungskosten wur-
den staatlich quasi «herausgekauft». Der CO,-Preis im
EU-ETS 1 (und dessen soziale Kosten) mussten nicht
in die Hohe getrieben werden, um auch dieses teure
Segment mit okonomischem Druck zu erreichen.
Zum anderen kann der Einsatz von CCfD Uberhaupt
erst solche Investitionen frihzeitig ermoglichen, die
marktgetrieben ansonsten erst spater bei weit hohe-
ren CO,-Preisen rentabel waren. Das ist besonders fur
Investitionen von Bedeutung, bei denen sich aufgrund
naturlicher Investitionszyklen zeitnah die Frage stellt,
mit welcher Technologie sie vollzogen werden.?? Feh-
lentscheidungen aus Sicht des Klimaschutzes konnten
schliellich fur mehrere Jahrzehnte einen hohen Treib-
hausgasausstol? der betreffenden Anlage festlegen.
Ein hohes Risiko fur die offentlichen Haushalte
konnte die Gestaltung von CCfD-Vertragen bergen.
SchlieRlich sind weitreichende Annahmen zu treffen
Uber Schatten-CO,-Preise, also Uber die Rentabilitat
eines Unternehmens nach Abschluss der Investitio-
nen (was heikle Annahmen Uber Produktmarkte und
Absatzvolumen inklusive deren Risiken einschliel3t),
uber Zinssatzentwicklungen sowie — im Hinblick auf
mogliche Ruckzahlungen — tGber kiinftige CO,-Preise.
Die Geschichte zahlloser hochkomplexer Public-pri-
vate-Partnerships (6ffentlich-private Partnerschaften)
oder Betreibervertrage zwischen privaten Unterneh-
men und offentlicher Hand zeigt, dass regelmaliig
ein Informationsvorsprung der Privaten existiert, der
letztlich zu Vertragen zulasten der Staatskasse fuhrt.
Die Ausschreibung von CCfD-Vertragen konnte das
Problem zumindest tendenziell entscharfen. Es stellt
sich jedoch die Frage, inwiefern solche Ausschrei-
bungen bei der begrenzten Anzahl etwa von Stahl-
erzeugern in Deutschland Gberhaupt ein funktionell
sinnvolles Szenario waren.

Eine Alternative konnten ordnungsrechtliche Vor-
gaben fur Investitionen, Produktionsprozesse und
Produkte anstelle von CCfD-Vertragen sein. Diese
wurden jedoch ebenso finanzielle Unterstltzung des
Staates benotigen, um Weichen rechtzeitig stellen
zu konnen oder auch Konkurse zu verhindern. Und
schliellich liefern bereits eine Fulle von im Umfang
haufig kritisierten Industrieprivilegien (Rieseberg et
al. 2013) indirekten Schutz vor Carbon Leakage, etwa

bei der Okostromumlage, den Netzentgelten, der
KWK-Umlage der Stromsteuer sowie bei Ubergreifen-
den Eigenstromprivilegien. Solcherart Unterstutzun-
gen liel3en sich theoretisch zwar gezielt ausbauen,
um einen Beitrag zur Rentabilitat besonders teurer Kli-
maschutzinvestitionen zu leisten. Allerdings geht vie-
les davon auf Kosten anderer privater Unternehmen
oder Verbraucher*innen. Zudem besteht die Gefahr,
dass sich verschiedene Instrumente gegen Carbon
Leakage so «Ubereinanderstapeln», dass ungerecht-
fertigte Mitnahmeeffekte entstehen.

Ein anderer denkbarer Schritt ware es, Unternehmen
oder Unternehmensteile, die besonders hohe Umbau-
subventionen bendtigen, (gegebenenfalls anteilig) in
die offentliche Hand zu Uberfluhren. Hier konnte nicht
nur das Problem der Informationsasymmetrie beho-
ben, sondern auch die 6ffentliche und betriebliche Mit-
bestimmung des Umbauprozesses gefordert werden.
In diesem Zusammenhang sind auch Stiftungsmodelle
in die Debatte gebracht worden (LINKE NRW 2021).
Im Aktionsplan Klimagerechtigkeit der Bundestags-
fraktion DIE LINKE aus dem Jahr 2020 (BTF LINKE
2020) wurde wiederum der Vorschlag gemacht, ab
2021 mit der Ausschreibung von Kontingenten indus-
trieller Grundstoffe zu beginnen, die mit neuen klima-
neutralen, aber auch teuren Technologien hergestellt
werden. Die Differenzkosten (im Vergleich zu alten,
billigeren Technologien) solle die 6ffentliche Hand
Ubernehmen. Als Gegenleistungen der geforderten
Unternehmen erhielte der Staat eine Gewinn- und/
oder Kapitalbeteiligung sowie Anteile an der Verwer-
tung von Patenten.

Der Aktionsplan schlug auch neue Recyclingguoten
und Lieferpflichten vor. Gesetzlich festzulegen seien
etwa verbindliche und hohe Recyclingquoten fur
prioritare Rohstoffe, vor allem fur Eisen-/Stahl- und
Nichteisenmetallabfalle sowie fur ausgediente Elek-
tro- und Elektronikgerate. Denkbar seien auch Sub-
stitutionsquoten fur den Ersatz von Primar- durch
Sekundarrohstoffe. Fur den Einsatz in Grundstoffche-
mie und Stahlherstellung sollten steigende Wasser-
stoffquoten zur Reduktion von Treibhausgasen fest-
gelegt werden. Der GroRhandel fur Industriegase sei
zu verpflichten, zusatzlichen Wasserstoff in Verkehr
zu bringen, der in zunehmendem MalRe auf erneuer-
barer Grundlage hergestellt wird.

4.3 NOVELLIERUNG DER EU-TAXONOMIE

Hinter dem Begriff «Taxonomie» verbirgt sich in der
EU-Fachsprache ein Instrument, das privaten Inves-
toren und offentlichen Kreditgebern Hinweise darauf
geben soll, welche Investitionen an einem Pfad zur

22 Etwa mitauf den Einsatz von Koks oder auf Wasserstoff basierenden Reduktionsverfahren bei der Stahlherstellung.
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Klimaneutralitat ausgerichtet sind und welche nicht.
Von der EU-Kommission wurde Silvester 2021 ein
Vorschlag fur einen delegierten Rechtsakt als Ergan-
zung der EU-Taxonomie-Verordnung vorgelegt. Die-
ser |0ste bei Umweltverbanden und Klimaschutzbe-
wegung umgehend Proteste aus (Weiland 2022).
Nach den Kriterien des Dokuments sollen Atomkraft-
werke noch bis 2045 eine Baugenehmigung erhalten
durfen und Laufzeitverlangerungen bis 2040 moglich
sein. Nur wenn die Laufzeitgenehmigungen nach
2025 ausgesprochen wirden, mussten die Anlagen
ein Endlager fur die Zeit nach 2050 nachweisen.

Bei Gaskraftwerken sollen neue Investitionen Uber-
gangsweise als nachhaltig eingestuft werden kon-
nen, sofern sie Kohleverstromung ablosen. Werden
sie ab 2026 getatigt, mussen sie mindestens 30 Pro-
zent erneuerbare oder kohlenstoffarme Gase nutzen,
ab 2030 mindestens 55 Prozent. Ab 2035 muss die
Brennstoffumstellung vollstandig sein. Fur Anlagen,
die nach 2030 genehmigt werden, waren —gerechnet
auf den Lebenszyklus — nur noch bis zu 100 Gramm
CO;, pro Kilowattstunde Elektrizitat erlaubt. Zudem sol-
len neue Gaskraftwerke ein jahrliches Emissionsbud-
get von 550 Kilogramm CO,-Augivalenten je installier-
ter Kilowattstunde (kg CO,e/kW) einhalten.

Der Energieexperte Constantin Zerger von der Deut-
schen Umwelthilfe (DUH) kritisiert nicht nur die weit-
gehenden Freifahrtscheine fur Atomkraft und die ris-
kante Abscheidung und unterirdische Speicherung
von Kohlendioxid (CCS). Die EinfGUhrung des jahrli-
chen Budgets von 550 kg CO,e/kW bei Gaskraftwer-
ken sei auch weniger anspruchsvoll, als es scheine
(Zerger 2022). Zwar durften dadurch die Betriebsstun-
den eines neuen Gaskraftwerks auf deutlich weni-
ger als 2.000 Stunden im Jahr begrenzt werden. Der
Teufel stecke aber im Detail: So soll laut Taxonomie
das jahrliche Budget lediglich bei einer durchschnitt-
lichen Betrachtung Uber 20 Jahre eingehalten wer-
den. Das aber ermogliche den Betreibern einen Trick:
Erst konnten die Kraftwerke mit fossilem Erdgas auf
Hochtouren laufen. Spater, wenn die Anforderungen
zum Einsatz von teuren, «klimagasarmen Kraftstof-
fenn» (low-carbon gaseous fuels) stiegen, konnten sie
die Betriebsstunden dann herunterfahren. Dies truge
nicht zu einer Begrenzung von fossilen Betriebsstun-
den bei, sondern das genaue Gegenteil ware der Fall.
Der Nachweis Uber einen Durchschnittswert musse
deshalb dringend gestrichen werden.

Zerger kritisiert am Entwurf der Taxonomie auch
den Pfad zum Hochlauf klimagasarmer gasformi-
ger Brennstoffe (ab 2026: 30, ab 2030: 55, ab 2036:
100 Prozent). Das war die Bedingung fur die Taxono-
miekonformitat von Kraftwerken, die umgerechnet
mehr als 100 Gramm CO; pro Kilowattstunde erzeug-
ten Stroms ausstofden. Dieser Pfad sei problematisch,
weil damit die Beimischung von Wasserstoff im Gas-
system vorausgesetzt werde. Wasserstoff werde aber

vor allem in der Industrie gebraucht, die mit einem
Gemisch jedoch nichts anfangen konne. Die finale
Taxonomie-Version enthalt diese Einschrankungen
jedoch nicht mehr. Vorgesehen sein muss nun ledig-
lich, dass die Kraftwerke nach 2035 vollstandig mit
kohlenstoffarmem oder erneuerbarem Gas befeuert
werden konnen.

Diese Anderung, die in der 6ffentlichen Debatte als
weitere Aufweichung kritisiert wurde, konnte also
eher positiv sein: Der Zwang wurde entscharft, wert-
vollen Wasserstoff auch in ineffizienten Anwendun-
gen beizumischen. Bei gesamtvolkswirtschaftlich
niedrigen Okostromquoten (unter 70 bis 80 Pro-
zent), also mit noch relevanten fossilen Anteilen im
Strommix, verursachen die verlustreiche Herstel-
lung und Nutzung von Wasserstoff ohnehin zusatz-
liche THG-Emissionen statt THG-Minderungen. Ein
Umstand, dem in der 6ffentlichen Debatte erstaunli-
cherweise kaum Bedeutung beigemessen wird (siehe
auch Studie «Wasserstoff —zentrales Element fr den
Industrieumbau» innerhalb dieses Studienpakets).
Obwohl in Deutschland auch Politiker*innen der mit-
regierenden Grunen die Taxonomie kritisierten, gilt
sie als Kompromiss vor allem zwischen Deutschland
und Frankreich. Berlin will im Ubergang Riickenwind
far neue Gaskraftwerke, Frankreich setzt neben dem
Okostromausbau auch auf neue Atomkraftwerke.
Widerspruchlich ist auch die Einschatzung der prak-
tischen Bedeutung der Taxonomie: Wahrend Bun-
deskanzler Olaf Scholz feststellte, dass sie lediglich
eine Richtschnur fur private Investoren sei, erklarte
Pascal Canfin, Vorsitzender des Umweltausschus-
ses im Europaparlament, die Taxonomie werde zu
einem Mal3stab dafur werden, wohin privates Kapital
und staatliche Zuschusse fliefsen werden. Beispiels-
weise schlieRe der Europaische Corona-Wiederauf-
baufonds Gelder aus, die laut Taxonomie (klima-)
schadlich sind. «Wir werden sie [die EU-Taxonomie]
nutzen, und zwar massiv, in grofsem Umfang», kun-
digte Canfin an (Wendel 2022).

Die Entscheidung, ob die neue Taxonomie, wie von
der Kommission beabsichtigt, am 1. Januar 2023 in
Kraft tritt, liegt nun bei den Mitgliedstaaten und dem
Europaparlament. Nach der Ubersetzung wird sie an
das Parlament und den Europaischen Rat ubermit-
telt. Beide haben anschlief3end vier Monate Zeit, den
Rechtsakt zu prufen, und kdnnen diesen Zeitraum
auf sechs Monate ausdehnen. Das Parlament konnte
ihn mit einer Mehrheit ablehnen. Daruber hinaus
konnte auch eine Klage den Rechtsakt stoppen. Laut
der Osterreichischen Klimaschutzministerin Leonore
Gewessler werde ihr Ministerium «alle rechtlichen
Schritte vorbereiten» und bei einem Inkrafttreten
des Kommissionsbeschlusses beim Europaischen
Gerichtshof «mit einer Nichtigkeitsklage dagegen
vorgehen» (Geiger 2022).
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5 KLIMAPOLITISCHER RAHMEN BEDARF
SOZIALPOLITISCHER FLANKIERUNG

An verschiedenen Stellen dieser Ubersichtsstu-
die wurde deutlich, dass es enormer Anstrengun-
gen bedarf, die auf Ebene der EU und Deutschlands
gesetzten Klimaschutzziele — obgleich sie noch kei-
nen ausreichend klimagerechten Beitrag zur Einhal-
tung der Pariser Klimaschutzziele leisten — zu errei-
chen. Die gegenwartigen Malinahmen und Politiken
reichen dafur bislang keinesfalls aus. Symbolisch
steht dafur der Verkehrssektor, fur den in der Bundes-
republik selbst so ein einfaches, preiswertes wie wirk-
sames Instrument wie das Tempolimit aus Koalitions-
disziplin zugunsten der FDP umgangen wird, obwohl
die Verkehrsemissionen seit mehr als 30 Jahren auf
einem unverantwortlich hohen Niveau verharren.

Far die Industrie bedeuten die gesetzten Ziele, und
zum Teil auch die Plane der EU-Kommission zu ihrer
Umsetzung im «Fit for 55»-Paket, dass eine Zeiten-
wende anbricht, vergleichbar mit der, die im Bereich
Energiewirtschaft bereits im Gange ist. Der Wechsel
nicht nur der Brennstoffe, sondern auch der Roh- und
Hilfsstoffe auf erneuerbare Energien und Rohstoffe
(vor allem in der Chemie- und Stahlindustrie) macht
vielfach vollig neue Produktionsmethoden und teil-
weise auch neue Geschaftsmodelle notwendig.
Dabei steigt die Rolle des Staates als Regulator und
Mitfinanzier dieses Wandels.

Das im Zuge des russischen Uberfalls auf die Ukraine
angekundigte hohere Tempo der Dekarbonisierung,
um sich mittelfristig vor allem im Warmebereich von
fossilen Gaslieferungen unabhangiger zu machen,
kann den Gesamtprozess beschleunigen. Solch
ein Klimaschutz-Booster ware auch notig, um die
Minderungspfade in Ubereinstimmung mit den Kli-
maschutzzielen von Paris zu bringen. Allerdings ist
fraglich, ob das herrschende Wachstumsmodell mit
solchen Pfaden kompatibel ist und ob sich diese Ziele
mit ihm erreichen lassen.

Wahrend aktuell die Rahmensetzung des Staates und
dessen Unterstutzungsleistungen fur Unternehmen,
wie diese sie machtvoll fordern, seit Monaten in der
Bundesregierung auf diversen Plattformen diskutiert
werden, bleiben die Konzepte der sozialen Absiche-
rung des Wandels noch vielfach im Nebel. Das muss
sich andern, soll ambitionierte Klimaschutzpolitik
nicht scheitern.

Die bislang diskutierten Mechanismen sind noch zu
unspezifisch, weil sie noch nicht abschliefsend verab-
schiedet wurden und die Umsetzungsmechanismen
noch nicht klar sind (Klimasozialfonds der EU) und/
oder weil sie derzeit ohne weitere Detaillierung ledig-
lich angekundigt sind (etwa das im Koalitionsvertrag
der Ampel in Aussicht gestellte «Klimageld») (SPD/
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Grune/FDP 2021). Konkrete Entlastungspakete in der
Bundesrepublik reagieren momentan vor allem auf
die aktuell wirkenden Effekte der CO,-Bepreisung im
Bereich Warme und Verkehr sowie auf die Wirkung
der externen Verteuerung der Energieimporte, wie sie
seit Herbst 2021 zu beobachten ist. So soll es unter
anderem fur alle Steuerpflichtigen eine «einmalige
Energiepreispauschale» in Hohe von 300 Euro geben,
die Uber die Lohnabrechnung des Arbeitgebers aus-
gezahlt wird, aber der Einkommenssteuer unterliegt
(Zaremba 2022). Selbststandige sollen einen Vor-
schuss Uber eine einmalige Senkung ihrer Einkom-
mensteuervorauszahlung erhalten. Bezieher*innen
von Transferleistungen bekommen einen weiteren
Zuschussin Hohe von 100 Euro. Dauerhafte Kompen-
sationen sind jedoch noch immer nicht in Aussicht,
sie werden lediglich «vorbereitet». Das von der Koa-
lition beschlossene OPNV-Ticket in Hohe von neun
Euro pro Monat ist an sich eine hervorragende Sache.
Nur wird es lediglich fur drei Monate eingefuhrt. Viel
Kritik hat ferner der Beschluss geerntet, den Sprit-
preis befristet auf drei Monate zu senken (Benzin um
30 Cent je Liter und Diesel um 14 Cent pro Liter), da
damit auch SUV-Fahrer*innen mit hohem Einkom-
men entlastet werden.

Ferner gehen Rentner*innen weitgehend leer aus.
Dagegen hat sich die energieintensive Wirtschaft
eine 5 bis 6 Milliarden Euro schwere Entlastung von
den steigenden Energiepreisen gesichert. Diese wird
wahrscheinlich EffizienzbemUhungen in den Unter-
nehmen abbremsen und damit tendenziell die Nach-
frage nach Gas und Ol genauso treiben wie die Brenn-
stoffpreise.

Die angekUndigte Offensive im Bereich der Warme-
wende geht in die richtige Richtung, hat aber immer
noch Defizite, da sie etwa im Bereich Neubau auch
Forderungen fur den aktuellen Stand der Technik
vorsieht. Besser ware es, gezielt Vorhaben finanzi-
ell zu unterstutzen, die daruber hinausgehen. Vor
allem aber geht die Warmewende einher mit einem
weiterhin schwammig in Aussicht gestellten und
langst uberfalligen Schutz der Mieter*innen unsa-
nierter Wohnungen. So ist die geplante Einfuhrung
einer «Teilwarmmiete» zur Kompensation der neuen
CO,-Bepreisung keine gerechte Losung. SchlieRlich
haben Mieter*innen wenig Einfluss auf den energe-
tischen Zustand der Gebaude. Es ist kaum einzuse-
hen, dass sie den CO,-Preis kuinftig zwar nicht mehr
vollstandig, aber immer noch teilweise zahlen sollen.
Hinzu kommt: Die juristischen und 6konomischen
Machtverhaltnisse lassen es weiterhin zu, dass etli-
che Vermieter*innen die notwendigen energetischen



Sanierungen vielfach als Brandbeschleuniger fur Ver-
drangung missbrauchen konnen.

Ein Teil der MaRnahmen ist mit Blick auf einen kurz-
fristigen Horizont dennoch unterstutzenswert. Um
die anstehenden Umbruche aber nachhaltig und lang-
fristig sozial abzusichern, fehlen eine grundsatzliche
Konzeption und Uberzeugende Instrumente. Daran
durfte auch einen Anteil haben, dass die FDP Steue-
rerhohungen fur Gutverdienende strikt ablehnt — und
damit auch einen Prozess der spurbaren Umver-
teilung von Einkommen und Vermogen zugunsten
geringverdienender Haushalte. Fehlende zusatzliche

Steuereinnahmen verhindern aber nicht nur die lang-
fristige Finanzierung von gezielten Kompensations-
malinahmen fur diese Gruppen. Die enorme Schere
zwischen Arm und Reich ist auch einer der Haupt-
grunde dafur, dass relevante Bevolkerungsschichten
sehr empfindlich gegenuber jeglichen zusatzlichen
Belastungen sind.

Nicht zuletzt ist auch unklar, wie besonders vom
Strukturwandel betroffene Kommunen oder Regio-
nen jenseits der Kohlereviere zielgerichtet unterstutzt
werden sollen. All das gehort auf die Tagesordnung.
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ABKURZUNGSVERZEICHNIS

BDI - Bundesverband der Deutschen Industrie
BEHG - Brennstoffemissionshandelsgesetz
BIP - Bruttoinlandsprodukt

BMJ — Bundesministerium fur Justiz

BMU - Bundesministerium fur Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit

(bis 2013 und von 2017 bis 2021)

BMUB - Bundesministerium fur Umwelt,

Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (2013-2017)

BMUV - Bundesministerium fir Umwelt,
Naturschutz, nukleare Sicherheit und
Verbraucherschutz (seit 2021)

BMW,i — Bundesministerium fur Wirtschaft und
Technologie (bis 2013) bzw. Bundesministerium
far Wirtschaft und Energie (ab 2013 bis 2021)
BMWK - Bundesministerium fur Wirtschaft

und Klimaschutz (seit 2021)

CAR - Climate Action Regulation

CBAM - Carbon Border Adjustment Mechanism
(Kohlenstoff-Grenzausgleichsmechanismus)
CCfD - Carbon Contracts for Difference

CCS - Kohlenstoffabscheidung und -speicherung
CCU - Carbon Capture and Utilization
(CO,-Abscheidung und -Nutzung)

CDM - Clean Development Mechanism

(Mechanismus fur umweltvertragliche Entwicklung,

flexibles Instrument des Kyoto-Protokolls)
CER - Certified Emission Reductions
CO, - Kohlendioxid

CO,e/kW — Kohlendioxid-Aquivalent je
Kilowattstunde

DEHSt - Deutsche Emissionshandelsstelle
DUH - Deutsche Umwelthilfe

EED - Energy Efficiency Directive

EEG - Erneuerbare-Energien-Gesetz

ENVI - Committee on the Environment,
Public Health and Food Safety — Ausschuss
far Umweltfragen, offentliche Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit des EU-Parlaments
EPBD - EU-Gebaudeeffizienz-Richtlinie
ERU - Emission Reduction Units

ESR - Effort Sharing Regulation

EUA - European Union Allowance
(Emissionsberechtigungenim
EU-Emissionshandelssystem)

EU-ETS - EU Emissions Trading System
EWR - Europaischer Wirtschaftsraum

H, — Wasserstoff

IG BCE - Industriegewerkschaft Bergbau,
Chemie, Energie

JI-Joint Implementation (gemeinsame Umsetzung,
flexibles Instrument des Kyoto-Protokolls)
KSG - Bundes-Klimaschutzgesetz

KWK - Kraft-Warme-Kopplung

LNG - Liquefied Natural Gas (Flussigerdgas)
MSR — Marktstabilitatsreserve

NDC - Nationally Determined Contributions
(national festgelegte Beitrage)

QELRO - Quantifizierte Emissionsobergrenzen
und Reduktionsziele

RED - Erneuerbare-Energien-Richtlinie
THG - Treibhausgase

TWh — Terawattstunde

UN - Vereinte Nationen

WWF - World Wide Fund For Nature

31



	Abkürzungsverzeichnis
	Literatur
	5 Klimapolitischer Rahmen bedarf sozialpolitischer Flankierung
	4 Weitere klima- und energiepolitische Rahmenbedingungen
	4.1 Ökostromausbau und Gaskraftwerke
	4.2 Carbon Contracts for Difference (CCfD) / weitere Instrumente zur Umbaufinanzierung
	4.3 Novellierung der EU-Taxonomie

	3 Das novellierte Bundes-Klimaschutzgesetz
	2 Das «Fit for 55»-Paket im industriepolitischen Kontext
	2.1 Vorschläge für neue EU-Verordnungen und -Richtlinien
	2.2 Aufteilung der neuen EU-Ziele
	2.3 Reform des EU-Emissionshandels für Energiewirtschaft und Industrie (EU-ETS 1)
	2.4 Der Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) 
	2.5 Vorgesehene EU-Rechtsakte im «Fit for 55»-Paket zum Straßenverkehr

	1 Einführung
	Zusammenfassung

